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Vorwort. 



Die vorliegende üntersuchuug bildet einen Teil eines 
grösseren Werkes, von dessen Aufgaben, Gliederung und Zu- 
standekommen einige einleitende Bemerkungen in K&rze Bechen- 
Schaft geben mögen. Meine Arbeit wird vornehmlich die Ent- 
wicklung des Kurfürstenküllegs zam Reichsrat und Reichs- 
regiment zu verfolgen haben; diese ist unter Karl IV. bereits 
abgeschlossen, Ansätze lassen sich im ganzen vierzehnten Jahr- 
hnndert, ja in der zweiten Hälfte des dreizehnten aufweisen. 
Jedenfalls wird bis in den Anfang dieses Jahrhunderts zurück- 
gegriffen werden müssen. Die Frage aber der Entstehung des 
Kurkollegs soll keinerlei oder nur geringe Berficksichtigung 
finden. 

Ich denke, zwei Abschnitte za scheiden. In dem ersten 
wird gezeigt werden, wie das Kurkolleg in seinem Bechts- 
bestande, vor allem in der Ausübung des Wahlrechts, durch 
eingreifende Verfügungen fremder Gewalten mehr und mehr 
gefährdet wurde. Unter diesen soll im ersten Kapitel vom 
Papsttum und seinem Verfahren, des weiteren von den Haus- 
gesetzen und vom Königtum gehandelt werden. Ihnen gegen- 
über schloss sich das Kurkolleg, zuerst 1338, zu einer Genossen- 
schaft zusammen, deren Bestimmung es blieb, das bedrohte 
Becht der Kurfürsten zu regeln und zu schützen. Und als das 
Königtum in Karl IV. an eine gleiche Aufgabe ging, musste es 
sich weniger mit dem Reichstage, als mit diesem neuen Wesen 
in der Beichsverfassung abzufinden suchen. Es tritt zwischen 
Stände und König als dessen engerer Bat. Frühere Ausätze 
zu dieser bevorrechteten Anteilnahme am Regiment sind schon 
s. XIII. vorhanden. 

Im zweiten Abschnitt soll von ihnen die Rede sein, von 
dem Recht des Erzamtes und dem des Konsenses, d. h. der 
alleinigen Zustimmung der Kurfürsten zu bestimmten, könig- 
lichen Verfügungen. Auch hier ist wie beim Wahlrecht zunächst 



vor allem darauf zn achten, inwieweit jene Rechte dahin ge- 
wirkt haben, das Gremeingefühl bei den Kurfürsten zu heben, . 
ihre Einung zu einer selbständigen Gemeinschaft zu befördern. 
Denn erst eine solche völlige Sonderung vom Einflussbereiche 
etwa des ReiehsfUrstenstandea und anderer Gewalten, verbunden 
mit einem festen Zusammenschluss der Glieder unter einander, 
konnte dem Kurkolleg eine verfassungsgeschichtlich bedeutsame 
Stellting sichern. 

Auch von anderen als den genannten Rechten, von der 
Krönung und Absetzung des Königs ist in ihrem Zusammen- 
hang mit Kurrecht und Erzamt zn reden. Am Ende der Arbeit 
■wird eine vergleichende Betrachtung sämtlicher, kurfürstlichen 
Befugnisse — im Anschluss an deren Niederlegung in der 
Goldenen Bulle — am Platze sein. 

Es ist mein Wunsch , die Forschung über das Kurfürsten- 
kolleg weiter zu führen, sein Geschick in den Zeiten Wenzels, 
Ruprechts, Sigmunds zu verfolgen. Für sie liegt das Material 
zum grossen Teile bereits bearbeitet vor. Nach einer Behand- 
lung der Reichsreform s.' XV. wird dann ein Überblick Über 
die Entwicklung des Kollegs bis zum Ausgange des Reiches 
den Schluss bilden. Es wäre ein Versuch, ein Glied deutscher 
Verfassung von der Höhe des Mittelalters bis ins neunzehnte 
Jahrhundert durch alle Stufen seines Werdens zu begleiten. 

Endlich sei allen denen, die an meiner Arbeit Anteil 
genommen haben, herzlichst gedankt. Die erste Anregung zu 
ihr, wie zu rechts- and verfassuugsgeschichtlichen Studien über- 
haupt, empfing ich von meinem verehrten Lehrer Herrn Professor 
Dr. Karl Zeumer. Für die sehr ausgiebige Förderung, die sie 
seither durch seine Ratschläge erfahren hat, wie für die gütige 
Unterstützung beim Lesen der Korrekturen, bin ich ihm zu 
grösstem Danke verpflichtet. Gleichermassen stand mir Herr 
Professor Dr. Michael Tangl jederzeit in liebenswürdigster 
Weise mit Rat und That zur Seite. Auch den Herren Professoren 
Dr. Georg von Below in Tübingen, Dr. Freiherrn G. von der 
Ropp in Marburg, und besonders Herrn Professor Dr. Karl 
Brandi in Göttingen habe ich die vielseitigste Anregung zu 
verdanken. 
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Erstes Kapitel. 
Der Einfluss des Papsttums auf die deutsche Königswahl. 

I. 
War das Herkommen bei der Wahl des Kön^s im drei- 
zetinten Jahrhundert hinlänglich gesichert, nm alle Zweifel an 
der Berechtigung eines Gewählten von vornherein ansznschliessen, 
namentlich nm willkürlichen Eingriffen der Kurie gegenüber eine 
feste Schranke zu gewähren? Ich glaube nicht. — Gesetzliche 
Bestimmungen fehlten fast ganz >), sehr schwach and praktisch 
resnltatlos sind bis zum Jahre 1338 alle Ansätze za einer 
definitiven reichsreehtlichen oder anch genossenschaftlichen Er- 
ledigung schwebender Streitfragen. Anzuführen wäre allenfalls 
jenes Weistum, das, wie behauptet wird, der ßechtsbelehmng 
der Könige Älfons und Eichard für die Kurie zu Grunde liegen 
soll, über dessen Zustandekommen aber nichts näheres fest- 
steht*). Auch die Beweisaufnahme des Eeichstags von 1275 
zu Gunsten des bairischen Kurrechts liefert ebensowenig eine 
bindende Entscheidung ') wie die Versuche, über ein Sachsen- 
Lauenbnrgisches Wahlrecht dnrch das Hofgericht oder die Kur- 
fürsten zu bestimmen*). Nur die böhmische Stimme wurde 1289 
von König Rudolf nach ergangenem Spruch des Reichstags wieder 
in ihren Rechten bestätigt*). Charakteristisch ist für Fragen 
der böhmisch-bairischen und der sächsischen Kur, dass sich 
beidemal die Interessirten auch an den Papst wendeten. So 

') NatOrlicb sind die Versuche WUmanns und Schimna^hers, die Ent- 
Bteliong des Kollegs von einem leichsgeBetzlichen Akte herznleiten, toU- 
ständig abzulehnen. 

») WretBohko, Zeitschrift der Sav.- Stiftung. G.A. 20, 174', 182*. 

*) Es ist nur eine von dem Reichstage erfolgte Beweisaufnahme Ubci 
ein zweimaliges Ausüben (1257 und 1273) der bairiachen Eur; vgl. Scbeffer- 
BoichorBt, Hünch. S. B. (1684), p. 4SI. 

*) 1298 und 1308, Sudendorf, Registtom 2, 173, 177. 

^) 1289 März 4 und 1290 September 26. Lünig, BeichBatchiv 6b, 10; 
Olemichlager, Nene Brliutening der Goldenen Bulle U. B. 40. 
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Herzog Heinricli ^) von Baiern 1272/73, K. Ottokar 11. von Böhmen 
1273*), die laueabnrgischen Herren dareh verschiedene ihrer 
Anhänger 1328, 1333 nnd 1334»), Auch in anderer Hinsicht 
erscheint gerade das Papsttam von massgebendem nnmittel- nnd 
mittelbarem Einäuss auf die Gestaltung des Karkollegs. Ernst 
Mayer ') macht mit Eecht darauf aufmerksam, dass „die Eönigs- 
wahl die einzige Wahl in den hohen Kreisen der weltlichen 
Qesellschaft' war gegenüber dem ganz vom Wahlprinzip be- 
herrschten, höheren Ämterwesen der Kirche. Er fuhrt des 
weiteren die Bildung eines deutsehen „Wahlvorstandes" auf 
das Vorbild der kirchlichen Scrutatoren zurück. Sie haben die 
einzelnen Stimmen abzufragen, die erfolgte Abstimmung zu 
coustatiren (publicatio congensnum), die Stimmen endlich auf 
ihre Gültigkeit zu prüfen, somit das Kesnltat festzustellen. 
Dieser collatio votorum folgt die Yerkündung der Wahl, sie 
heisst electio, darch einen der Scratatoren. Setzte Innocenz III. 
die Zahl derselben auf drei fest, so lässt sich das mit der des 
Kurkollegs vereinen, indem hier je drei die geistlichen nnd 
weltlichen Fürsten vertreten. Anch die sogenannte electio per 
unum fehlt bei unseren Wahlen nicht. — Diese Bildung eines 
deatschen Wahlvorstandes ist an sich noch nichts erhebliches, 
woher sich anch das Schweigen der Quellen über diesen Punkt 
bei Papst- und Königswahlen erklären lässt. Wichtiger ist die 
weitere Bildung einer ausschliesslichen Bevorrechtung des Kur- 
kollegs. Sie erfolgt im Anschluss an das HeiTortreten des 
wenig zahlreichen jüngeren ßeichafürstenstandes, der im drei- 
zehnten Jahrhundert noch mehr zurückging, und hier sein 
Stimmrecht verlor. So richtig dies letztere Moment hervor- 
gehoben ist, kann doch andrerseits von einem kirchlichen Einfluss 



') Wir haben wenigstene einen Brief eines Kurfüraten an den Papst, 
der (Fontes rerum Änstriacanim B. 6, 67 f.) nach Harnack, Kuifttrstenkolleg 
365, dem Herzog zuzuweisen wäre, was freilich von der Kopp, Erzbischof 
Werner von Mainz 68* entschieden bestreitet, 

*) 1273 November. BUhmer-Redlich, Reg. Imp. 42d. Emier, Eegesta 
Bohemlne 2, 340 f. Der dritte Band der M. G. Constitutiones wird den Brief 
als nr. 16 bringen. Die Einsicht der Aashängebogen verdanke ich der 
Liebenswürdigkeit des Herrn Professor Zenmer. 

>) Sndendorf 2, 183 ff. 

*) Deutsche nnd französische Yerfassnngsgeschichte, 1899, n, 3B3ff. 



erst in späterer Zeit gesprochen werden. A. von Wretacbko 
beginnt mit der 1257 zuerst deutlich hervortretenden electio per 
nnum, wonach jeder einzelne Kurfürst seinen Kandidaten nur 
nennt (nominare in E, r. eligendum), dann einer der Electoren, 
auf den das jus eligendi aller übertragen wird, den König 
wählt. Seine Wahl wird von allen approbiert^). 

Dieser sichere Anschluss an kirchliche Wahlen ist zum 
Teil natürlich ein unbewusster, erklärlich durch den tief- 
greifenden Einfluss der Kirche wie auf das Kurkolleg, so auf 
alle weltliehen Verhältnisse. Überdies lag ein solcher An- 
schluss den hier besonders einflussreichen geistlichen Herren 
sehr nahe. Aber noch mehr; da der Papst wie bei canonischen 
Wahlen, auch für die Königswahl Bestätigung des Hergangs 
und der Person in Anspruch nahm, mnsste es da nicht Kur- 
fürsten nnd Königen geraten scheinen, jenem ohnehin vor- 
handenen Einfluss freien Lauf zu lassen, eher wenigstens als 
ihn einzudämmen? 

Als weitere Momente in der Rezeption des canonischen 
Wahlrechts nennt Wretschko das Durchdringen des Gedankens 
einer einheitlichen, für alle verbindlichen Wahlhandlung, bei der 
ein späteres Zustimmen ausgeschlossen ist; wo die unent- 
schuldigt ausgebliebenen Wähler ihr Kecht verlieren, der von 
den Anwesenden Gewählte als einmütig erkoren gilt. Ur- 
sprünglich fremd ist ferner dem deutschen Rechte die Idee 
der Majoritätswahl ; sie dringt schon im dreizehnten Jahrhundert 
bei uns ein, um im vierzehnten durch Ludwigs Appellationen, 
das Rhenser Weistum, die Goldene Bulle Rechtskraft zu er- 
halten. Dass endlich die Verkündigungsschreiben nach voll- 
zogener Wahl, die Wahldekrete, kirchlichem Muster nachgebildet 
sind, ist eine schon von 0. Harnack belegte Thatsache^). 

Wir scheiden somit zweierlei Arten der Rezeption, die 
eben besprochene durch Könige und Kurfürsten, eine zweite, 
die wir oben flüchtig andeuteten, durch den Papst. Jene hat 
Wretschko behandelt, diese wird weiterhin ein Gegenstand 
unserer Untersuchung sein. 



') a. a. 0, p. 173; vgl. zum Folgenden ibid. p, 175, J93. 
') Kurfüretenkoikg p. 107. 
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Man hat feiner mit dem Bestätigungsreclifce des Papstes 
auch die Worte des Sachsenapiegels über die Aufgabe der 
Kurfürsten In Verbindung gebracht^). Die sechs Fürsten sollen 
dem Papste die geschehene Wahl anzeigen, daher den Römer- 
zug mitmachen. Eike von Eepgow fasst die Wahlversammlung 
als eine Gerichtsversammlung auf, wie diese sechs Urteiler zur 
Ablegang des Gerichtszeugnisses erfordert, bedarf s auch bei 
„des Keiseres köre" einer gleichen *) Anzahl Bürgen für die 
Eechtmässigkeit und Giltigkeit der Wahl, nach R. Schröder 
dem Papste, nach Lindner ^) dem Volke gegenüber. L. meint: 
„Wie es der Deutsehe liebte, wird hier ein einzelner Fall, 
eine einzelne Handlung symbolisch für einen Rechtssatz, für 
einen allgemeinen Gedanken hingestellt ... die Fürsten sind im 
Allgemeinen die Bürgen für die Rechtmässigkeit . . der Wahl". 
Mir scheint, dass alsdann der TIrheber jener Stellen des Ssp. 
wohl nicht ohne Vorbedacht gerade den wichtigsten Fall heraus- 
gegriffen hat, den besonders die Vergangenheit sehr nahe legte 
(vergl. Schröder ' 470). Das Approbationsrecht käpie, sagt L. 
ausserdem, nicht in Frage, „diese Angelegenheit war stets er- 
ledigt, ehe der Kaiser nach Italien zog". Wamm aber sollen 
die Fürsten in Rom vor dem Papste Zeugnis ablegen? Ich 



') Lehnrecht 4 § 2: Svenne aver die dttdischen enen koning kiesen, 
unde he to rome yert to der wienge, so sint plichtich sea Torsten mit ime 
to varene, die de ersten in des rikes köre sin : . . . dnrcb dat dem pavese wetenlik 
si des köninges redelike köre, Homeyer II, 1, 148f. — Auctor vetus I, 12: 
Res quem eligunt Tentonici, cum Eomam vadit ordinari, Secam ibunt de 
jnre sex principes, qui primi sunt in ejus electione, ut pateat Apostolico 
regia jnata electio. Vgl, aach die Glosse ibid, Homeyer II, 2, 79 f, Dass 
der Auetor vetus keine Vorlage des deutschen Lehnrechts ist, wie Lindner, 
Die deutschen EQnigswahlen (1893), p, 166, meint, bat W. Ernst, Neues Archiv 
26, 207 ff, gezeigt. 

') Schröder, Eechtsgeschichte *, 470, 

') Lindner a. a. 0,; er lehnt hier die Einwirkung des päpstlichen Ein- 
flusses ab, entsprechend bestreitet er gegenüber Mayer und Bresslan den 
Zusammenhang zwischen weltlichen und geistlichen Wahlen dem Wesen 
nach überhaupt, und stellt die Eönigswahl als eine rein deatsche wesentlich 
unbeeinflusste Entwicklung dar. Selbst der von Wretschko erwiesene An- 
schluss an die kirchliche Form der Electio communis ist ihm nur eine Fort- 
führung bereite bestehender, nationaler Wahlgebräuche. Vgl den Hergang 
bei den deutschen Eöuigswahlen (1899) und Wretschko 169. 
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DieiDe, um die EröiiUDg zu ermögliclieD, denn diese erfolgt seit 
Innocenz III. nur, wenn sich der Papst von der Eeelitmässigkeit 
der Wahlhandlung, und was ihm wichtiger ist, auch von der 
Tauglichkeit der Person des Gewählten ßberzeugt hat. Diesem 
VerfaTiren gegenüber wurde eine Beobachtung und Festlegung 
der deutschen Wahl berech tignngen und ein Eintreten für die- 
selben, wie es der Sachsenspiegel vornimmt und voi^chreibt, 
zur Notwendigkeit, besonders, wenn es wie 1257 wieder zu einer 
Doppelwahl kam^). 

Beide Könige, Alfons wie Richard, Besonders letzterer, 
legten hier dem Papste als ihrem Schiedsrichter eine umfang- 
reiche Darlegung des in Deutschland üblichen Rechtes vor^. 
Jetzt steht im wesentlichen fest , wer Kurfürst ist , noch 
Innocenz III. hatte unter anderem für Otto IV., den die Minoiität 
kttrte, die bessere persönliche Berechtigung seiner Wähler 
geltend gemacht *). Zu entscheiden bleibt dem Papst nur noch, 
auf wessen Seite das Plus oder Minus in der exacten Befolgung 
deutscher Wahlgebräuche Hegt. Freilich tritt K. Eichard wesent- 
lich mehr für sie ein als Alfons' kanonistiscli geschulte Eäte. 

Durch drei Momente wurde dieser erste Vorstoss, diese 
erste Consolidierung des Wahlrechts und Kurfürstenkollegs 
gegenüber Eom in Theorie und Praxis, gehemmt. Erstens 
Dämlich fand , wie gezeigt , der innere Ausbaa des Kollegs 
keine nennenswerte Fortführung, und zweitens, was hierin 
geschah, bedeutete zum Teil eine Angleichung der Königs- 
an die Bischofs- und Papstwabl. Damit aber arbeitete man 
der Kurie in die Hände. Sie rezipirte ja, und dies ist der 

') Dasa die gleichzeitige Verringerung in der Zahl der Wähler mit den 
„Verhältnissen und Wandlungen des Keichsftirsteti stand es und seiner Gereclit- 
same" zusammenhängt, hat Seeliger gezeigt. Ich denke dieser Anregung 
noch fernerhin za folgen, bei Erörterung des allmählichen Heranawachsens 
verschiedener knrfärstlicher Sonderrechte aus den Gerechtsamen des Beichs- 
flirstenstandes ; S.'s fernerem Hinweis, die Königswahl in engere Beziehung 
als bisher mit den Forscbnngen Über Bischofs- und Papstwahlen zu sehen, 
wird dieses Kapitel zu entsprechen suchen. — Vgl, Seeliger in Deutsche 
Zeitschrift für Geschiohtswias. Monatsblätt. N. F. IT, 1 ff. bes. p. 24 ; M. I. Ö. 6. 
16, 80 ff. 

') B. p. 33 f. dieser Abhandlung, 

') Eegistr. super negotio Imperii nr, 29, 92. 
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dritte Punkt, das gleichzeitig für die Bischofswahlea sieh 
entwickelnde Verfahren auch fftr die Königswahl. Inoocenz III. 
hat zuerst die Frage der Doppelwahl kanonistisch abgehandelt^), 
natürlich, dies war das ihm geläufige, vielfältig in der Welt 
angewandte Recht. Doch mag es auch nicht ohne Absicht 
damals und späterhin gebraucht sein. Es schränkte im Laufe 
seiner Entwicklung mehr und mehr die freie Wahl der Dom- 
kapitel ein. Sollte man hiermit nicht auch in das wenig feste 
Gebäude des Kurrechts eine Bresche legen können? Ja, es 
ermöglichte unter gewissen Verhältnissen eine völlige Negierung 
des Wählerkollegs, eine eigenmächtige Besetzung des vacanten 
Bischofs- oder Königsstuhls. Schliesslich hat die Kurie auch 
auf das Mittelglied eines abhängigen Königtums verzichtet, 
um selber die weltliche Regierung im Reiche anzutreten. 

So war die deutsche Rezeption des kanonischen Rechts 
kein ungefährlicher Schritt. Aber verhängnisvoller als diese, 
die doch, in einzelnen Institutionen konsequent durchgeführt, 
den Reclitsbestand des Kollegs zu sichern im Stande war, ist 
die gelegentliche, bald hie, bald da auftauchende, nur zuweilen 
versagte Willfährigkeit gegenüber der päpstlichen Rechts- 
auffassung und Rechtsanwendung. 

Wenden wir dieser unser Äugenmerk zu, so scheint mir 
eine Nenuntersuchung des päpstlichen Bestätigungsrechtes von 
Grund aus angesichts der vorhandenen dankenswerten Unter- 
suchungen hier kaum vonnöten; indessen glaube ich auch nicht, 
dass sie bereits alles gesagt hätten^. Ihnen ist, wie schon 

'} Vgl. Wretschko I. c. 193. 

•) Ton älterer Litteratur nenne ich : J. D. Olenschlager, Nene Erläuterung 
der Hnldenen Bulle p. 124 f., 132 f., 144, 367. J. J. Moser, Staatsrecht Buch 2, 
10 § 14—27 (Entwicklung des päpstlichen Äpprohationsrechtes mit vielen 
urkundlichen Belegen). — Von neuerer: 0. Harnack, Korfilrstenkolleg (1883) 
p. 124 ff. behandelt das KurfürstenkoUeg in seinem Verhältnis zum Papste, 
ihm lag anscheinend noch keine der Unterenchungen über Bestätigangsrecht 
yor; selbst nicht Deussen, Die päpstliche Approbation der deutschen Königs- 
wahlen 1879. Ferner: E. Engelmann, Die Ansprüche der Päpste auf Konfir- 
mation und Approbation bei den deutschen Künigawahlen (Breslau 1886). 
Weizsäcker, Urkunden der Approbation K. Buprecbts, Abh, d. Betl. Akad. 1888. 
Dänitz, Ursprung und Bedeutung des Anspruches der Päpste auf Approbation 
der deutschen Königswahlen, Diasertation, Balle 1891. Domeier, Die Päpste 
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die Titel zeigen, das Bestätigungsrecht der Päpste die Haupt- 
sache, ja allein Gegenstand der Forschung, sie trennen es von 
anderen wesentlichen Momenten, in deren Zusammenhang es 
notwendig gehört; sie verabsäumen sämtlich, die naheliegende 
Parallele zwischen Königs- und Bischofswahlen zu ziehen'). 

Daneben möchte ich die Entwicklung des päpstlichen Ein- 
flusses auf die Königswahl auch unter einem bestimmten 
politischen Gesichtswinkel zu erfassen suchen. Sie scheint mir 
eng verbunden mit der des Kampfes gegen die Staufer, gegen 
die Wiederaufnahme ihrer italienischen Politik durch Heinrich VII. 
und Ludwig den Baiern. Die rechtliche Abhängigkeit des 
Imperiums wird für die Päpste ein Mittel, den Kaiser, ja aoch 
das Kaiserreich von Italien auszuschüessen. 

U. 
Wir beginnen mit der Doppelwahl von 1198. Hier haben 
wir sehr eingehende, feine Darlegungen des kurialen Rechtes. 
Freilich ist die Befugnis des Papstes , eine vollzogene Königs- 
wahl nachträglich bestätigen zu können, erheblich älter, sie 
lässt sich bis auf Gregor VII, ja noch weiter zurttckverfolgen *). 
Wir behandeln dann die Fortbildung des päpstlichen Eechtes 
bis zu Johann KXn., wir schliesson mit einem Ausblick auf 
seine fernere Entwicklung. Drei Hauptgruppen möchte ich 
unterscheiden: die Grundlegung des päpstlichen Anspruchs 
erfolgt unter Innocenz III.; zweitens gelingt es der Kurie im 
Gefolge ihres Sieges über die Staufer ein neues, von ihnen ab- 
hängiges König- und Kaisertum auf dem Throne zu halten; 
hier habe ich die Zeit etwa von 1239 — 1272 vornehmlich im 

als Richter ttber die deatschen Könige (Gietke's Untersuchangeu Bd. 53) 1897. 
Friedberg, de fininm inter eCGlesiam et civit&tem regundoruin iadicio. 

') ¥g]. auch Abschnitt V dieaea Kapitels xn Beginn. 

') Besonders von Dänitz (a. a. 0. p. 34 ff.) Dachgewiesen, Innocenz III. 
greift mit der Begründung seines Anspruches anf das Kecht der Kaiser- 
krttnung nicht anf Qregor YII. nnd dessen Omndsätze, vielmehr auf 
Johann TIJQ. nnd das karolingische Zeitalter znrtlck, wo ähnliche Ideen 
wie die Beinigen lebendig waren. Das zeigt x. 3. eine Äusserung Kaiser 
Ludwigs H.: Uuctlone et consecratione per snmmi pontiMs manns im- 
posltionem diTinltns anmas ad hoc cnlmen provecti (Mnratori S. S. renun 
IUI. IV, 2, p. 2iS). Vgl. Zeitschrift fttr Eircheniecht 1, 264 ff. 
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Auge. Endlich denke ich Bonifsz YIIT. nnd die Ausfnhrnng 
seiner Ideen durch Clemens V. und Johannes XXII. im Zu- 
sammenhange zu betrachten. Den Schluss bildet eine Ver- 
gleichung des päpstlichen Verfahrens, wie es bei Bischofs- und 
bei Königswahlen üblich war. 

Der päpstliche Anteil an der Königswahl kleidete sich zu- 
nächst in die Form eines eigenartig begi'iindeten und geübten 
Schiedsrichteramtes '). Innocenz setzte zweifellos Fortgang und 
Erhaltung seiner Recuperationen aufs Spiel, wenn ein neuer, 
staufiscber König in Italien gebot; es war eine politische Not- 
wendigkeit, unter den beiden Erwählten, Philipp von Schwaben 
und Otto von Braunschweig, für diesen, den Weifen sich zu 
entscheiden. Zunächst hielt der Papst zurück; dann suchte er 
vergebens eine Einigung unter den Fürsten herbeizuführen^), 
und erkannte schliesslich Otto durch seine Approbation als 
alleinigen König der Eömer an, verwarf Philipp als ungeeignet *). 
Einen Protest der staufischen Partei*) gegen seine und seines 
Legaten Einmischung in die Thronfrage beantwortete der be- 
rühmte Brief Venerabilem fratrem nostrum ^). 

Abgesehen von der vorliegenden Doppelwahl, auch für einheit- 
liche, reichsrechtlich unanfechtbare Wahlen setzt schon Innocenz 
das Kaisertum in ein prinzipielles Abhängigkeitsverhältnis zur 
Kurie*). Er fasst jenes als ein kirchliches Amt, Aufgabe des 



') Vgl. Waitz, VerfftasongsgeacMchte 6 ', 228 ff. 0. Hamack a, a. 0. 
124 ff. Engelmann p. 28—39. 

') Eegistrnm auper negotio Imperii (ed. Baluze) nr. 31,33. Vorher 
geht (1199 Spätjahr) die berühmte Ddiberatio, eine Konsistorialredc , in der 
Innocenz III. erwägt, welche Stellung gegenüber dem Tlironattelt einzanebmen 
sei, was für den einen, was für den anderen Kandidaten spräche. B«g. nr. 29. 
Huillart-Breholles, Historia diplomatica Friderici II (Paris 1852), I, 70ff. 
Mirbt, Quellen znr Geschichte des Papsttums p. 73 ff. 

") ibid. nr. 32 (1201 März 1). 

*) ibid, nr. 61. 

») ibid. nr. 62. Mon. Germ. bist. Const. H, 605. — 1202 Mai. An den 
Herzog Ton Zähringen; der Brief wnrde von Gregor IX, als normativ in die 
Decretaten atifgenommen : c. 34 X de electione I, 6. 

•) Vgl. Eicbter, Kirchenrecht» (Leipzig 1886) § 44, p. 119ff. Phillipa, 
Kircbeniecht III, 192 ff. (bringt nichts erhebliches). Hergenrüther, Eatboliscbe 
Kirche nnd christlicher Staat II (18T2), 166 ff. Hefele in Tübinger Theo- 
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Kaisers ist die Vogtei der Kirche, liierzu musa er Tomehmlich 
geneigt und tauglich sein. Entstehung and Verleihung dieses 
Amtes bestimmen sich nach diesen Gesichtspunkten. Im Gtrunde 
steht das Wahlrecht des Kaisers dem Papste zu, denn er bat 
es mit dem Imperium den Deutschen verliehen^), sodass der 
rechtmässig gekorene und geweihte König ein Anrecht auf die 
römische Kaiserwürde hat. Der Papst will jenen ihr Wahlrecht 
nicht entziehen, er ist aber keineswegs gezwungen, dem 
Könige ohne weiteres die Krone zu verleihen; das deutsche 
Königtum involviert als ein weltliches Amt an sich noch nicht 
die römische Kaiserwürde. Wie bei der Priesterweihe hat 
auch hier eine Prüfung der persönlichen Würdigkeit des Ge- 
korenen der Weihe voranzugehen *). Wird der Prätendent als 
untauglich befanden*), so kann ein weiterer gewählt werdea, 
oder aber, wenn die Fürsten ihren König behalten wollen, der 
Papst die Kaiserkrone anderweitig vergeben*). Die Wahl 
selber wird aber insofern noch mehr beeinträchtigt, als auch 
die Vorgänge bei ihr auf ihre rechtsverbindliche Beobachtung 
hin geprüft werden sollen, eine Verwerfung der Wahl also 
selbst den deutschen König als unrechtmässig erscheinen 
lassen würde. 



logische Quartal scbi'ift 44, 603 ff. and EoDzUlengescbicbte V, 789. Friedberg 
de fininm inter ecdesiam et civltatem etc. p. 25. 

') Biese sog. Translationstbeorle findet sich wie die aas ihr folgenden 
Anscbaanngen Inoocesz' in einer Anzahl Schreiben zerstreut; Tgl. Decietale 
Venerabilem: Ulis principibQB ins et potestatem eligendi Regem, in Imperatoiem 
postmodom promorendura , recognoscimus ut debemus ad qnoa de jnre ac 
antiqoa consuetadine noscitar pertinere, praesertim cum ad eoa ins et potestas 
hoinsmodi ab apostolica aede perrenerit, qnae Romannm imperiom in per- 
sona magnifici Karoli a Graecis transtnlit in Germanos; — cf. auch Beg. 
nr. 31 und 33, 

*) Est enim regnlariter et generaliter observatum, ut ad eum examinatio 
peraonae pertineat ad quem impoaitio manua speotat. Decret. Ven. 

•) Dass et ein absolutes Vetwerfungarecht anch einhelliger Wahl gegen- 
über anfiecbthält, zeigt Innocenz durch Auf werfen der Frage: Wie, wenn 
die Füraten einmütig einen Kitchenachänder, einen Gebannten, Tyrannen, 
Ketzer oder Heiden wählen, sollten wir dann auch, wie ea bei Lengnnng 
einea Prafangsanspmches konsequent wäre, genOtigt sein, ihn za weihen? 
Decret. Ven. 

*) Eine von Hefele, wie mir scheint, mit Becht gezogene Konsequenz. 
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Aus diesem Verliältnis von Kaisertum and Papsttum zu 
einander ergiebt sich, dass der vorliegende Einzelfall einer 
Doppelwahl notwendig vor das Forum des Papstes gehört'). 
Keineswegs ist die Übertragung des Schiedsrichteramts dem 
Beliehen der Fürsten anheimgestellt ^). Sie sind vielmehr ver- 
pflichtet, des Papstes Schiedsspruch einzuholen"). Hat er 
sie vergeblich ermahnt, sich auf einen geeigneten Herrscher zu 
einigen, wollen sie sieh auch nicht freiwillig dem Papste an- 
vertrauen, so muss er, da die Kirche ihres Vogtes dringend 
bedarf, jure proprio einschreiten^), und dem seine Gunst zu- 
wenden, quem credimus maioribus studiis et meritis adiuvari. 

Beides wird geprüft, studia eligentium, die Korrektheit der 
Wahl, merita electorum, die Tauglichkeit des Gewählten*). 



') Reg. nr. 33 und öfter: cam et negotium imperii ad uos prindpalitec 
et apecialiter pcrtinere noscatnr, denn — um das obengesagte noch einmal 
zusammenfasaen — erstens (principaliter) ist das Kaisertum den Deutschen als 
ein zur Kirchen Verteidigung bestimmtes Amt übertragen. Zweitens (fiaaliter) 
investiert der Papst den Kaiser durch die Krönung. 

"j Dies der deutschrechtliche Standpunkt, der 1257 iui Bericht der 
englischen Gesandten, später fn Ludwigs IT. Appellationen erscheint. Philipps 
Wähler erklären dem Papste, nur durch freie Einigung der Fürsten sei ein 
Thronstreit zu schlichten. Wir kommen auf diese Kechtefrage noch zurück. 

') ad apostolicam sedem iam pridem fuerat recurrendom, ad quam 
negotium istud principaliter et finaliter dignoacitur pertinere. Innocenz III. 
in Reg. nr. 18. 

*) Decr. Venerabilem i (quod) ex jnre patet pariter et exemplo ; es folgen 
Beispiele frUherer Doppelwahlen, bei denen die Kurie in derselben Weise 
vorgegangen sei; — cf. nr. 31, 33, 92. Epistolae (ed, Baluze) II, 294. 

') Reg. nr. 92. Bei Prüfung der studia eligentium ergab sich fUr Philipp, 
dass der grössere Teil der FUrsten ihn früher gewählt hatte. Dann aber 
einigten sich mehrere besser berechtigte, als Philipp unter den Seinen gehabt 
hatte, auf Otto IV. Da Philipps Wähler diese nicht hei ihrer früheren Wahl 
hinzugezogen hatten : patet eos perperam processisse, cum explorati sit iuris, 
qnod electioni plns contemptus unius, quam contradlctio mnitomm obsistat, 
unde Privilegium meraerunt amittere, gui permiasa sibi abnsi sunt potestate, 
videri non immerito potest, quod huiusmodi iniuria non obatante, ceteii 
nti poterant iure suo. Ferner waren Ort der Krönung und Person des 
XrSnenden bei Philipp fehlerhaft. Insuper sufficienter esiuniuavimus merita 
personarum. Gegen Philipp spricht seine Abkunft vom Geschlecht der Ver- 
folger der Kirche, deren Gesinnung er teilt, zudem ist et im Bann, Otto 
dagegen wie seine Vorfahren dem Papste ergeben, Er ist ohne impedimenta. — 
Vgl. Heg. nr. 16, 83. 
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Doch betont Innocenz mehr diese Seite des Präfungat-echts "als 
jene, Besonders deutlich wird der Anspruch auf Prüfung der 
Wahlhandlung vertuscht in der Decretale Venerabilem ^), nachdem 
die staufische Partei sieh Über Eingriffe in das Wahlrecht be- 
klagt hatte, die schlecht zu ihrer Idee einer auch für den Papst 
zwingenden KechtsTerbindlichkeit der Wahlhandlung allein 
stimmten. 

Wir müssen bei diesem ersten Aus- aud Nebeneinander- 
legen des päpstlichen Rechts unterscheiden zwischen dem, was 
jetzt stark und deutlich hervortritt, was sich durchsetzt, und 
was andererseits nur als Keim- und Ansatzpunkt für später 
Bedeutung hat. Ein vorsichtig geltend gemachtes, doch not- 
wendiges Entscheidungsrecht des Papstes bei Boppelwahlen, 
wobei womijglieh die persönlichen Eigenschaften der Kandidaten, 
weniger ihre Wahl untersucht werden, war als Prftcedenzfal] 
statuiert. Spätere Zeiten, besonders die Albrechts I. haben ein- 
schneidendere Fälle erlebt. Innocenz hat seinen Nachfolgern 
die Wege gebahnt. So wird schon die Prüfung der Wahl 
mehi'fach herangezogen, den Anhängern Philipps erklärt, sie 
hätten durch ein angeblich unrechtmässiges Vorgehen bei der 
Wahl ihr Recht verwirkt ^). Ist man freilich dem Gekorenen 
freundlich gesinnt, so hilft solchen defectns formae, wie auch 
denen seiner Person gegenüber, die päpstliche Dispensatioos- 
gewalt ans, sie kann jeden Fehler ergänzen. Diese Konsequenz 
erscheint, soweit ich sehe, zuerst deutlich bei Bonifaz VIIL 

Innocenz erklärt ferner, auf die Länge darf die Kirche 
ihres Schirmvogtes, des Kaisers, nicht entbehren '). In unserem 
Fälle 1198 ergiebt sich aus dieser Notwendigkeit ein schieds- 



') Beeret. Ten.: der Legat bezeichnete Philipp als angeeignet non tarn 
propter Btndia eligentium quam propter merita electomm. ~ Obwohl Otto 
die Mehrzahl für sich gehabt bat (s. c), bestätigt ihn Innocenz doch nnr 
wegen seiner Eignung, die in ihm einen guten Vogt der Kirche erwarten 
läset. Reg. nr. 32. Vgl, Deliberatio: cnm non minns idoneitaB seu dignitas 
electe persone inuno plus quam eligentlum nnmems sit in talibns attendendus 
nee tantnm plnralitas quoad nameram, sed solnbritas, qnod consilinm, in 
eligentibus reqnirator . . . Aof der Gesinnnng von Wählern und Gewählten 
liegt der Ton, 

') Vgl. Anm, 6 p. 25, 

•) Eeg. nr. 31 und 33, 
Krammer, RscbMgeBcMcliCe des Knrnirateiiliollega. 2 
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ncbterliches Einschreiten, später ein Befehl des Papstes binnen 
kurzem zu wählen, wenn nicht provisorische Besetzung ein- 
treten soll '■). 

Mit einem Wort möchte ich noch der Parallelen in dem 
Verhalten Innocenz HI. gegenüber Bischofswahlen und der 
Königswahl gedenken. 

Rudolf von Rheinfelden hatte freie Wahl des Königs wie 
der Domkapitel anerkannt ^). Bildete sich für jene gleichzeitig 
eine zunächst schwach fundierte und ausgestaltete Approbation 
aus, so wurde diese durch das metropolitane PrUfungsreclit der 
Pereon wie der Wahlform beschränkt. Der Metropolit hatte 
alsdann den rechtmässig befundenen Electen zu weihen. 

Innocenz untergräbt diesen Einäuss der Erzbischöfe zu 
Gunsten der Kurie, er wendet ihr Verfahren Bischofs- und 
Königswahlen gegenüber an. Denn seine Stellung zum Kaiser 
entsprach ganz der des Metropoliten zum Bischof. Beide 
weihen, daher prüfen sie, und zwar in gleicher Form. Als der 
Papst, wie die Deliberatio berichtet, beriet, welches Kriterium 
zur Beurteilung der Doppelwabl heranzuziehen sei, schlag man 
ihm vor, die studia eligentium et merita electorum zu 
untersuchen, quatenus intelligeremus plenius, cui esset favor 
apostolicus impendendus. Dies aber ist der Grundsatz des 
Dekretum Gratiani ^) , wonach der Metropolit zwiespältige 
Bischofswahlen zu behandeln hat; auf jenen geht, so können 
wir annehmen, das vielbernfene Priifangsrecht der Person und 
des Wahlaktes (eiamen personae et formae electionis) zurück. 

Die Stellung des Metropoliten zum Bischof ist der des 
Papstes zum König entsprechend, beide weihen, und beide 
prüfen den oder die zu Weihenden nach gleichem Recht. 



■) So die abliebe Ptasis der Karle gegenüber den DomkapitelD , vgl. 
Innoeentü lU. ep. VUI, 88 (1205), Migne 2, 661. 

■) Bei Eudolfa Wahl zu Forchheim (1077 März 15.) beschlossen die 
Fürsten, unter Autorität des Papstes, das Keicli solle in Znknnft nicht nach 
Erblichkeit, sondern nach freier Wahl besetzt werden. Bruno, de hello 
Saxonico c. 91. M. 0. SS, 5, 365. 

') c. 36 D, 63; vgl. von Simson, Analecten zur Geschiebte der deutschen 
Königswahlen (Programm der Universität Freiburg 1895) II. Wretschko, 
Zeitschrift der Sav. -Stiftung. Germ. Abt. 20, 193. 
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Innocenz tritt der Königswahl noch nicht so schroff wie der 
Bischofswahl gegenüber anf, hier beanspruchte das eben sich 
entwickelnde päpstliche Eecht Kassation und eigenmächtige 
Besetzung bei strittigen Wahlen^), was an die Befugnisse des 
Kaisers anknüpft und späterhin, wie ich sagte, für eine an- 
fechtbare Königswahl versacht wurde. 

Wir wenden uns den Zeiten der letzten Staufer zu. Als 
der Kampf zwischen Friedrich II. und Gfregor IX. seinen Höhe- 
punkt erreicht hatte, tauchte das Projekt einer neuen Königs- 
wahl auf. Der Plan scheiterte, die Fürsten blieben dem Kaiser 
treu. Leider sind wir gerade über das Folgende nur zu wenig 
unterrichtet. Albert von Stade lässt die Fürsten, ähnlich wie 
einst die staufische Partei, erklären, es sei nicht des Papstes 
Becht, einen neuen Kaiser einzusetzen, vielmehr nur den von 
den Fürsten Erwählten zu krönen ^}. In der That hat Gregor 
versucht, den Grafen Eobert, Bruder des Königs von Frank- 
reich, auf den Thron zu erheben"); es wäre dies die ei-ste 
Provisio imperü gewesen. Ähnliches berichtet auch der Äichi- 
diakon Albert von Passau, Gregors Agitator in Deutschland^). 
Er motiviert die vorzunehmende Provisio. Die Fürsten hätten 
sich durch langes Zögern ihres Wahlrechts für diesmal beraubt, 
da die Kirche nicht lange eines Schirmvogtes entbehren könne, 
könne sie sibi providere de persona alius, Galilei vel Lombardi . . . 
Theutonicis inconsultis. Darauf habe, fährt er fort, der Herzog 
Otto von Baiern, dem er dies erklärt, sich für diesen Fall 
zu urkundlichem Verzicht auf sein Wahlrecht bereit gefunden. 
Stammt jene Begründung von Albert selber, oder aus der Kurie? 
Wir wissen es nicht. Letzteres wird wenigstens wahrscheinlich 



') Schwemer, Innocenz III. nni die deutsche Kirche (Strassburg 1882), 
p. d6ff. Hinschiua, Eirchenrecht II, 5T3ff. Innocenz erklärt selber einmal: 
tertiam creare non posanmus. Eeg. nr. 6i. — Eine völlige Kassation der 
Doppelwahl von 1257 war auch einer Bemerknng Clemens IV. (M. G. Const. 
2, 636ff.) nicht ausgeschlossen. 

*) M.G. SS. 16, 367. Jastrow- Winter, Geschichte des Deatachen Reichs 
2, 476. 

*) Schirrmacher, Friedrich II. Bd. 3, 175 (nach Matthaeus Paris). 

') Böhmer- Ficker-Winkelmann nr. 1IS94 (1240 Ang.), Philüps, Königs- 
wahl 105 f.; vgl. 162. Domeier 90. 



äarcli einen Brief*) Gregors X, (1273), worin er den Kur- 
fürsten befiehlt, innerhalb des ihnen vom Papste Gregor hier- 
für gesetzten Terrains zu wählen, andernfalls Provision eintreten 
würde. Sonach hätte Gregor IX. die Gedanken Innocenz III. 
aafs entschiedenste weitergeführt. 

in. 

Innerhalb der durch die Naraen Gregorius IX. und X. 
begrenzten Zeitspanne sind die Päpste ebenso energisch für ibre 
Günstlinge wie gegen deren Feinde eingeschritten. Ein neues, 
vom Papste abhängiges, KiSnig- und Kaisertum erhebt sich 
endlich siegreich gegenüber den absterbenden Stanfern; es wird 
durch die Namen Heinrich Raspe. Wilhelm von Holland, 
Richard, Alfons, Rudolf von Habsburg charakterisiert. 

Sehr klar liegen die für aus in Betracht kommenden Ver- 
hältnisse bei der Wahl Heinrich Raspes*). Der Papst schlägt 
ihn den Wählern vor, er sei zur Übernahme des Reiches be- 
reit, sie mögen ihn nun auch ohne Aufschub und einmütig 
erwählen. Auch König Wilhelm ') war eher sein Kandidat als 
der der Kurfürsten ; im Jahre 1257 wählen diese nach Einsicht 
vorgelegter Papstbriefe, in denen des Papstes Rat und Wille 
betreffs der Königswahl niedergelegt ist^). Die erzählenden 



^) Der Brief selber ist nicht erhalten, aber hinreichend bezeugt; Tgl. 
G. von der Ropp, Erzbischof Werner von Mainz 72'. Böhmer -Redlich 
f. 3. Ich zitiere nach der Überlieferung bei ElleDhard S. S. 17, 12ä (eine 
Eeihe anderer bei Kopp a, a. 0.) : inito consilio praecepit (s. c. papa) prin- 
cipibuB Alemannlae, electoribns dnmtaxat, Dt de Bomanornm rege, sicnt Ena 
ab antiqna et approbata consnetadine intererat, providerent infra tempas 
eis ad hoc de papa Oregorio atatnto; ulias ipae, de consensn cardinalinm, 
Bomani imperii providere vellet desolationi. Sollte die Bestimmung c. 41 
X 1, 6 für kanoniacbe Wahlen gemeint sein? 

HiBaichtlich des Ausdrucks providere vgl. Wretschko 199f. 

■) Innocenz IV. an die Erzbischöfe und andere Fürsten Deutschlands 
1246 April 21. M. G. Constit. 2, nr. 346 ff. 

') Vgl. Innocenz IV. an den Eector S. Marie in Cosmedin 1247 Okt. 
Const. 2, nr. 352ff, Wretschko 1. c. 180': „die Wahl Wilhelms von Holland 
mosste eher wie eine Angelegenheit der Kirche als des Reiches erscheinen" 
(Nach Eintze, Königtum Wilhelms von Holland p. II). 

*) Vgl. W. Herrmann, Alfons X, von Castilien, Diasertation, Berlin 1897, 
p. 29 nnd bes. Beilage 1 bringt zahlreiche Belege. Nach einem Bericht Aber 
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Qaellen ^) sagen entspieehend : der Papst berief einen König, 
die Fürsten wälilten anf sein Geheiss, nach seinem Wnnscti; 
Heinricli wird, heisst es einmal, erhoben papa annnente et 
ceteris principibus prosequentibus*). Damit ist das herrsehende 
Verhältnis bezeichnet, wo der Wille der Kurie das primäre, 
entscheidende — an sie wenden sich die Kandidaten — die Kur 
ein zweiter hinzutretender, allenfalls entbehrlicher Akt ist. 
Auch Gregor X. wahrt sieh die Initiative, eine vorherige Be- 
schränkung der Wahlfreiheit, zwar schreibt er keine bestimmte 
Person, doch einen Termin für die Wahl vor. Jedenfalls trifft 
stets, hier wie dort, denen, die des Papstes consilium, seinen 
„beratenden Anteil" an der Wahl nicht achten, Verlust des 
Wahlrechts. Es wird anfangs nicht deutlich gesagt, nur mit 
der Exkommunikation, die aber jenen in sich scbliesst, gedroht. 
Jede gegen den Willen des Papstes vorzunehmende oder vor- 
genommene Wahl ist von vornherein ungültig. 

Zunächst sucht Innocenz IV. einen Abfall Ton König Hein- 
rich durch Strafandrohungen za hindern '). Eine unter Wilhelm 
geplante Königswahl wird verworfen *) bei Strafe des Bannes 
fUr Wähler nnd den Gewählten. In der Folgezeit hat man 
hänäger eine Wahl Eonradins vei-sncht^). Sie ist unmöglich, 



Alfons Anaprtche (Panta M.I.0.G.6, lOOf. und Consta, 602, 26) w&hlen 
die KarfOTBten: babentee ante ocnlos per Utteras apoBtolicas eisdem i&m 
preaentataB apostolice Bedia conailinm et mandatnm. Ähnliches meldet 
Eberhard von Konstanz M, I. Ö. G. 16, 661. Const. 2,. 646. 

■) Vgl. Engelmarn p. 49 nnd 60. Gesta Trever. S. S. 24, 410, 44 nnd 
411, 38 ztu Wahl Heinrichs (vollzogen de volnntate et mandato domini 
Innocentii) und Wilhelms von Holland. 

■) Annales Neieaham. 23 bei Schirrmacber Friedrich 3, Bd. 4, 426*. Tgl. 
Engelmann 49". 

*) An den Legaten Philippus (Const. II nr. 348): Prälaten nnd Kleriker, 
die dem Eitnige nicht anhangen, Bollen der eententia saspensionis ab officio, 
dignitate, honore ac beneficio, Fllrsten und Laien einer pena BpiritnaliB et 
temporalia verfallen. 

') Bnich Alesander IT., 12Ö5 Ang. 28; Schreiben an den Erzbischof 
von Küln, an alle Städte. Bärwald: Banmgartenberger Formelbnch 186 
bezw. 189: electionem, nominacionem vel assnmpcionem ex nanc cassam et 
reprobam promnlgamna . . , 

') P&patlicbe Hindemngsversnche ans den Jahren 1266, 1262, 1266. Die 
Impedlmente Eonradina zählt Alexander IV. anf (12äß JnU28; H. 0. Epistolae 



erklärt der Papst, wegen der zahlreichen defectns des Kandidaten : 
er entstammt, wie einst Philipp von Schwaben, einem kirchen- 
feindliclien Geschlecht, ist überdies noch zu jung, kann daher 
seiner Wahl nicht zustimmen, auch vorerst nicht advocatus 
ecclesiae sein, dessen es aber sofort hedarf. Dazu kommt als 
ein Haupthindernis für jede Neuwahl seit 1257 der an der 
Kurie schwebende Prozess Über die Doppelwahl Richards von 
Kornwallis und Alfons' von Kastilien. Nur mit Erlaubnis des 
apostolischen Stuhls dürfte hier an eine Neuwahl gegangen 
werden ^). Daher sollen die geistlichen Kurförsten ihren Kollegen 
jede Teilnahme an einer unrechten WahP) und ihren Vor- 
bereitungen verbieten ^). Verschieden sind die Strafen für 
geistliche und weltliche Fürsten*). Die Prälaten sind ipso jure 
abgesetzt, die Laien bis ins vierte Glied ihres Wahlrechts beraubt. 

Übrigens muss den Kurfürsten nicht minder wie die Ver- 
zögerung der päpstlichen Entscheidung über die Doppelwahl 
auch der Anspruch des Papstes, eine der Wahlen oder beide 
zu kassieren, sehr peinlich gewesen sein. Allerdings lief ein 
solches Unterfangen dem, wie wir sehen werden, eben erst 
festgelegten deutschen Rechte der Königswahl stracks zuwider. 
Clemens IV. erklärt a. a. 0. dem Könige von Böhmen, eine 
Kassation involviere keinen Verlust des Wahlrechts; eine Eechts- 
wirkung, die 1314 ein Kurfürst selber der Kassation zugestand. 

Hand in Hand mit dieser gegen die Staufer gerichteten 

3. XIII, 3, 397 ff.; Tgl. Hampe, Gescbiclite Eonrsdins 13f.). laeligibilis uennfi 
ihn Clemens IV. (1266 Sept. 18. Conat. 2, 631ff.) es sola ratione origijils 
e gent« p«rBecntoram eccleaiae; dazu tritt die infirmitaa etatis (,propter 
infantiam nimiumque defectum etatia' Alex. IV.). Auch 1262 (Juni 3.) wird 
in Urbans IV. Schreiben das Moment seiner Abstammimg betont. (Qnirand 
Eegistres d'Urbain IV. I, nr. 101, 109; Oonst. 2, 520 f.) 

'} Schon über Konradins Erhebung sagte Urban IV. : quod non decuit 
absque licentia sedis apostolice. 1268 Not. 7 (Const, 2, 53ä ff.) retbietet nnd 
kasfliert Clemens IV. im Voraus eine Neuwahl. Die Boten des Königs toh 
Böhmen hatten nm Verhaltungsraassregeln gebeten, angesichts des Planes 
der Kurfürsten, einen Dritten zn wählen, da die Knrie zögere, entweder 
eine oder beide Wahlen endgültig zu Terwerfen. 

*) Schon jede Begünstigung derselben zieht des Bann nach sich; cf. 
ei. grat. ConBt. 2, 53Lff. 

') Epist. 3, 397 fr. 

'} ConBtitnüones 2, 531 ff. 
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Beeinäussang der Köaigswalil ging eine entsprechende der 
Bischofs wählen. Auch hier dienten die rheinischen Erahischöfe 
als Mittelglied. Ihnen befahl Innocenz IV. (1249), darauf za 
achten, dass ahsque sedia apostolice licentia nicht za Bischofs- 
wahlen geschritten würde ^). 

Machte der Papst der Partei Eonradins gegenüber das 
Erfordernis bestimmter Eigenschaften des Königs geltend, so 
tiitt die Korrektheit der Wahlhandlang 1257 mehr in den 
Vordei^nind. In dem Berichte ') eines Kardinals aber Wilhelms 
Wahl, der später für die dent'ichen Wahldekrete als Vorlage 
diente, liegt noch auf den Herrschertngenden des Erwählten 
der Hanptton. Erst Richards und Älfons' G-esandte legten ein 
eigentliches Protokoll über die Wahl zur Prüfung vor '). Der 
englische Prinz sucht sein und seiner Wähler Verfahren 
vornehmlich durch das deutsche Oewohnheitsrecht, der Spanier 
mehr durch die Decretale Venerabilem zu begrtiaden. Wenn 
sie auch Richard als verbindlich anerkennt, so ist doch der 
Standpunkt beider Könige grundverschieden. 

Für Bichard ist der von allen Berechtigten unter Be- 
obachtung des deutschen Brauchs Gewählte ipso jure König, 
nnd, wenn nicht in seiner Person ein Hindernis liegt, onver- 
zflgtich vom Papste znm Empfange der Krone zn rafen. 'Ein 
nachträglicher Einsprach gegen diese Wahl, wie etwa der des 
Königs von Kastilien, eine Kassation, sind durchaus ohne 
Rechtswirkung. Bei Doppelwahlen entscheidet G-ottesnrteil oder 
Schiedsspruch, nur subsidiär der Papst, wenn die Fürsten ihm 
die Sache übertragen , nicht jure proprio. So findet hier das 
einst von der staufischen Partei dargelegte Recht seine Fort- 
führung; es blieb massgebend für Ludwig IV. Nur ein Prüfungs- 
i*echt der Person wird von Richard rezipiert. — Anders Alfons. 
Er stützt sich auf den kirchenrechtlichen Grundsatz der Mehr- 



') Enbel, Eönusche QuartaUchrift 8 (Born 1894), 169 ff. 

') Wir wissen von ilim nur dnrcb eine Erwähnung in einem Siief 
Innocenz IV. (1247 Okt. Conat. 2, nr. 352). Vgl Mnth, Beurkundung nnd 
Pnblikation der deutschen Königswahlen, Dissertation, Gflttingen 1881, p. 14f, 

*) Die Berichte beider Gesandten sind vollständig nur in einem Schreiben 
Urbans IV. Qni coelnm an E. Richard Ton 1263 Angast 27 erbalten; bei 
Olenschl^er, Goldene Bolle U.-B. p. 46ff. nnd Const 2, 622 ff. 
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heitßwahl, bei Doppelwahlen wendet der Papst dem Erwählten 
der Mehrheit seine Gnnst zu; ohne weitere Momente in Betracht 
zu ziehen, erklärt er ihn für kanonisch erwählt and nennt 
ihn den König. Dergestalt ist die debita in hniasmodi negotio 
jnstitia, das herkömmliche, angewandte, von loDOceiiz III. zum 
Gesetz erhobene Recht. Um dessen Ausführung bittet er, 
Richard um die Anerkennung deutscher Gewohnheit; schon 
ÄlfoDs' Wahl, wir erinneni uns, war von der Kurie gefördert, 
Doch die Gunst der Päpste blieb nicht bei ihm. Er wollte 
nach dem Tode Richards die schon früher geplante Neuwahl 
wieder verboten sehen, Gregor X. wies ihn ab mit Hinweis 
auf 'das freie Wahlrecht der deutschen Karfürsten ^) ; freilich 
nicht ohne diesen, wie wir sahen, unter Androhung des Verlustes 
ihrer Stimmen zu befehlen, binnen Frist sich auf einen Herrscher 
zu einigen ^). Sie baten unter Wiederaufnahme der seit Wilhelm 
eingeführten Charakteristik des Königs um Bestätigung des 
Hergangs (Processus electionis) % Rudolf umschrieb diese Bitte*), 
thatsächlich unterwarf er sieh des weiteren völlig der Kurie, 
die keinen ihrer Ansprüche aufgab "). Er bittet den Papst, 
vorliegende Mängel (defectus) mit apostolischer Vollmacht zu 
ergänzen'). Vorher hatte Philipp III. von Frankreich mit 
Gregor unterhandelt; von den Kurfürsten war bei jenem nicht 
die Rede, nur die päpstliche Ernennung hielt der König für 
erforderlich '), 



■) 1272 Sept. 16. EegiatreB de Grfigoire X. Paso. I, nr. 192. Potthaat 
20604. Vgl. Böhmer -Bedlioli p. 3. Die gleiche Ansicht vertrat Gregor auch 
gegenüber Frankreich uDd Böhmen. Über die Beweggründe seiner Politik 
Lindner, Deutsche Geschichte I, 20f. 

*) Vgl. p. 29 dieser Abhandlnng. 

') M.O. LL. 2, 393. Altraann- Bernheim, Ausgewählte Urkunden zur 
Verfassangsgeschichte Deutschlands 114f. 

») M.G. LL. 2, 383. Engelmann 57 ff, 

s) Böhmer -Eedlioh p. 20 verweist auf Lindner 1, 26, Für Rudolfs 
Verhalten cf. nr. 342, 

') ibid. nr. 340, Archiv für östr. Gesch. 14, 333. Rudolf nimmt den 
Erönnngstermin an confidentes, at liberalis benignitas apostolice dignitatU 
vel pietatis deliberacione provideat circumspecta , qnod defectus instantes 
plenitudo anppleat potestatls. 

') Böhmer -Redlich p. 3, Lindner 1, 20. von der Ropp 70f, 
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Die bisherige Entwicklnng mit ihrem überwiegen der Be- 
deutung des päpstlichen Einflusses über das Wahlrecht schien 
in der Aufhebung dieses ebeu erst entwickelten Bechts ihren 
Äasdruck finden zu sollen. Wir haben Spuren, dass Rudolf, 
vielleicht auch Albrecht, auf päpstliche Schaffung eines neuen, 
erblichen Königtums hinarbeiteten, wogegen sie ihrerseits das 
Aurecht Deutschlands, seines Königs und besonders seiner 
Fürsten, am Kaisertume aufgeben wollten. 

Zur Entziehung des Wahlrechts gehörte die Anerkennung 
der päpstlichen Theorie von der Übertragung des Kaisertums 
und Wahlrechts. Sie finden wir von Albrecht I., anscheinend 
auch von den Kurfürsten in ihrem Gesamtwiilebrief von 1279 
vollzogen. Hier werden die principes imperii als Pflänzlinge der 
Kurie bezeichnet, von ihr mit dem Wahlrechte des Kaisers 
begabt. Man kann diese Stelle unmöglich eine von den Kur- 
fürsten ausgehende „theoretische Ansicht über die Bedeutung 
und den Ursprung ihrer Würde", eine „Darlegung der Tendenz 
eines Kurvereins" nennen^). Allerdings würden die Beschlüsse 
dieses Kurvereins in schneidendem Gegensatz zu denen seines 
berühmteren Nachfolgers stehen, wenn nicht die genannte Stelle, 
wie der ganze Willebrief, aus der päpstlichen Kanzlei stammte. 
Nur ein Formular haben die Kurfürsten unterzeichnet. Dass 
aber Nicolaus III. hiedurch eine Verzichtleistung derselben auf 
ihr Wahlrecht erreicht habe, wie Bussen meint, ist hinreichend 

') 80 0. HarD&ck s. a, 0. p. 118. Die Urkunde bei LUoig, Betchs- 
archir VH, 3, 7 (das Harnacksche Citat p. 115' muBB ein Versehen sein), 
daher stammt der Druck bei Biedel I, 137. Diese von vier Kurfürsten 
anscheinend gemeinsam ausgestellte Urkunde, wodurch wohl H. zu seiner 
Konstruktion eines Eurvereius kam, ist eine Kontamination Lttnigs, Vgl. 
Ealtenhmnner M.I.Ö.G. E. 1, 379^ Der yon den sieben Kurfürsten nnter- 
ifegelte Willebrief facsimiliert yon Kaltenb runner 1. c. — vgl. Mitt. a, d. Vat. 
Archiv I, 164, Der dem päpstlichen Gesandten Giffrid mit nach Deutsch- 
land gegebene Entwurf ist im Register nr, 51 eingetragen , wörtlich über- 
einstimmend haben die Kurfürsten ihren WiHebrief gegeben (Böhmer Es. 135). 
Dieser trägt keine Namen zu Anfang, er beginnt einfach Nos principes 
imperii ... Es hängt dies zusammen mit dem noch schwebenden Streit über 
Böhmens Zulassung zur Kur. 

Die Kurfürsten wären bei seiner Hinzufügung oder Fortlassung dem 
KCnige bezw, der Enrie zu nahe getreten. Denn diese anerkannte das Becht 
Bithmens, jener nicht. Vgl. hiefttr Lindner 1. c. 40. 
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widerlegt^). Doch wird seine Ansicht^, man habe damals die 
Lostrennnng Ärelats und Italiens von Deutschland wie dessen 
Konstituierung als Erbreich geplant, wenn nicht durch diese 
Stelle, so doch durch andere , zeitgenössische Berichte zum 
Jahre 1287 gestützt. 

Die Wormser Aniialen ^) bringen zum Würzburger National- 
Konzil dieses Jahres die Nachricht, es sollten hier Bestimmungen 
erschlichen werden gegen die Freiheiten der Gfeistlichkeit, be- 
sonders der Erzbischöfe am Rhein hinsichtlich der römischen 
Königswahl. Der päpstliche Legat bedrohte damals die Clerisei 
allgemein durch seine rücksichtslosen Besteuerungsversuche. 
Die heftige Empörung dagegen liess es zu wüsten Scenen gegen 
ihn auf dem Beichstage kommen; gegen ihn wandte sich auch 
eine Versammlung der Kölnischen Kirche. Man erklärte hier, 
aus mancherlei Ursachen, besonders aber durch die Auflagen 
des Legaten, in Bedrängnis zu sein. Dazu heisse es allgemein 
im Deutschen Reich, trotz des offiziellen Dementi des Legaten, 
der Legat wolle den Deutschen das Imperium entziehen, aus 
Deutschland selber ein Erbreich machen, und somit dem Rechte 
der Kurfürsten, den König der Deutschen, künftigen Kaiser, 
zu wählen, gewaltig Abbruch thun. Hiegegen protestiert man 
und appelliert von dem Legaten an den apostolischen Stuhl. 

') Wie das päpstliche Auf fordernngsscb reiben lehrt, ging der Wnnsch 
der Kurie auch auf Willebriefe anderer Füratoii (Mitt. a. d. Vat. Archiv I, 
p, 166fr.). Da sie mit denen der Kurfürsten würtlich übereinstimmen, sinkt 
die Bedeutung jener Eingangsworte fUr das KnrkoUeg „zum rbetoriscben 
Schmuck einer Arrenga herab" (Kaltenbrunner 1. c). Wie wenig die Arrenga 
bei den Zeitgenossen Anstoss erregte, zeigt ihre Benutzung durch Erzbiscbof 
Uerhard von Mainz (1291) heim Einladungsschreiben zur Neuwahl (Lindner, 
Deutsche Geschichte 1, 41). Ebenda bestreitet L. und: Die deutschen Königa- 
wahlen 213) mit Recht auch das Vorhandensein eines reaktionären Versuchs 
der Kurie zu Gunsten eines allgemeinen Fürsten Wahlrechts. 

*) Wiener S.B. 88. Bd., 649ff. (1877). — Harnacks Versehen (s.o.) 
ist um so merkwürdiger, als er diese B.sche Arbeit und die Absichten 
Nicolaus III. anführt (p. 131 *). B. bezeichnet p. 672 deutlich den Contest 
des kurfürstlichen Qesamtwillcbriefs als ein Formular der päpstlichen 
Kanzlei. — Vgl. zu diesen Plänen auch Rodenberg M.I.Ü.G. 16, Iff. Er 
zeigt, dass sie bis auf Urban IV. zurückgehen (vgl, p. 2). 

•) M.G. SS. 17, 77. Busson p. &6 (des Separat -Abdrucks). Böhmer- 
RedUch 3073 a. 
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Von einer entsprechenden Kundgebung der drei geistlichen 
Kurfürsten berichten ebenfalls die Worraser Annalen^). 

Sonach wäre Deutschland aus dem Bereiche des Imperiums 
ausgeschieden, dies selbst in die Hand des Papstes zurück- 
gekehrt^). Hier wird bereits unter dem Kaisertum nicht nur 
das Amt des Vogtes der Kirche, auch das Breich als territorialer 
Begriff, und besonders Italien, verstanden*). 

IV. 
Bonifaz VIII. kettete das Kaisertum noch inniger an das 
Papsttum; es galt, einen letzten Versuch zu wagen, die aus- 
einanderstrebende Welt der europäischen Staaten in die alten 
- hierarchisch-caesarisehen Formen zu zwingen. Er verband sich 
mit Albrecht I. gegen Frankreich; dieser Bund wurde als Pflicht- 
iind Abhängigkeitsverhältnis des Kaisertums gefasst. Freilich 
ihm wiederum gestand man die Oberhoheit über Frankreich, 
über alle Herrscher zu. Jedoch haben die deutschen Könige 
und Fürsten, wie Albrecht anerkennt, ihr Recht am Kaisertum 
nur von den Päpsten geliehen erhalten, der jeweilige Herrscher 
empfängt von ihnen das Schwert der. weltliehen Gewalt, er 
wird vom h. Stuhle zu seinem Amte erhoben, um dessen 
Verteidiger zu sein*). Seine Pflichten des Schutzes und Ge- 



') Vgl. Herzberg-Frünkel, M.I.Ü.Q, 12, 647ff.: . . . voi est, verbum 
et fama publica pei regnum Älemanie multipliciter divalgata, quod idem 
dominus legatns regnum ipsum semper imperio inBeparabiliter anitam, intendit 
constitnendo regem hereditariam, qnantnm in eo est, ab imperio separare et 
sie alteram mnndi lacem Tidelicet honorem culminis imperialis . . . extingnere 
. . . ac iari priiicipam regni Älemanie ecclesiasticomm et Becalarium, ad 
qaos spectat eleccio regia eiusdem promovendi postea in imperatorem, enor- 
miter derogare , . . B.-R. 2059. Ich kann mit Redlich nnr finden, daas 
Bnssons Vermntnngen durch dieae Stelle glänzend bestätigt werden, Giese, 
Rudolf I. und die rümiscbc Kaiserkrone, Dissertation, Halle 1893, sucht ihren 
Wert mit einer allgemeinen Erwägung zu entkräften (p. 86). 

") Vgl. Ottokar Lorenz, Wiener S. B. 33. 

') J, Ficker, Forschungen zur Reichs- und Eechtsgeschichte Italiens 2, 458. 

*) Urkunde K. Albrechts I., 1303 Tuli 15, Nürnberg. Olensohl^er, 
Btaatageach. U.-B, p. 9ff. Zuerst die Anerkennung der Übertragung vom 
Kaieertam nnd Wahlrecht an die Deutschen durch den apostolischen Stuhl, 
a qua (sede) reges et imperatores, qni fnernnt et erunt pro tempore, recipiunt 
temporalis gladii potestatem . , . profiteor, qnod Reges ... per sedem eandem 



horsams fiilirt der König im einzelnen aus, er ist hierzu dem 
Papste durch einen Lehnseid wie die Könige von Sicilien ver- 
banden und somit das Imperium, wie Kardinal Eoland sagte, 
ein Lehen des Papstes^). Ziemlich ungeschickt — ohne Be- 
achtung des Wortlautes der neuen Eidformel — wurde diese 
Errungenschaft Bonifaz' VIII. von Clemens V. ins Kirchenrecht 
aufgenommen ^). 

Bei einer so präzisirten Art der Amtsführung des Kaisers 
musste das Anrecht des Kurkollegs bei seiner Einsetzung als 
ein störendes, möglichst einzuschränkendes Moment empfunden 
werden. Die Kurfürsten selber rückten in ihrem praktischen 
Verhalten seit Rudolf immer mehr ab von dem strikten Eechts- 
standpunkt, den wir aus den Darlegungen der englischen Ge- 
sandten (1263) kennen, Sie leugnen die strenge Eechtsver- 
bindlichkeit der Electio, indem sie diese einer eigenen Appro- 
bation oder Konfirmation bedürftig erachten, einer nachträglichen 
kollegialen Zustimmung zur Electio per unum^. Erst das 

ad hoc potissime et specialiter aBsamnntur, nt Bint ganctae Romanae eccleaiae 
advocati . . . Jnro etiam . . . folgt der Lehnseid. Im AnschluBS an dessen 
letzte Formel bestätigt Albrecht alle Schenkungen an den apostolischen Stuhl. 
. . . et ot (devotionem meam) per operis esccutionem ostendam . . . unter 
diesem Titel werden Älbreohts Pflichten eingeführt. Erstlich will er den 
h. Stuhl verteidigen, es mit keinem seiner Gegner halten, diese vielmehr auf 
Oeheiss der Päpste bekämpfen. Zweitens, in besonderer Urkunde, speciellere 
Verpflichtungen. 

') Der Charakter des Eids als Lehnseid ist Sfters angezweifelt worden, 
so von Lindner, Deutsche Geschichte 1, 151 f. Dönitz a. a. 0. p. 60'. Da- 
gegen Engelmann 73 f. Die eingehende Untersnchnng von A. Niemeier, 
Über die Beziehungen Albrechts I. zq Bonifaz VIII. (Berlin 1900) p. 147 
bis 161 hat, wie mir scheint, erwiesen, dass Albrecht I. ein homagium leistete. 

*) c. 1 in Clement. II, 9 de inreiurando. Er behauptete sehr zu Un- 
recht, Heinrich VTI. und alle seine Vorgänger hätten mit dem üblichen Eide 
secnndum formam in decretis, qnae incipit: Tibi domino, comprehensam (c. 33 
D. LXm) ein homagium geleistet. Vgl. auch Kiemeier 155. Der Eid, den 
Albrecht schwur, wich von jenem wesentlich ab (Niemeier p. 148 tf.). 

*) Niemeier 14 f. Engelmann 37», 48', 77». N. stellt a.a.O. zahlreiche 
Belegstellen ans Geschichtschreibern zusammen, sie wenden meist confirmare, 
die urkundlichen Quellen approbare an. Wir finden den Brauch zuerst bei 
Otto IV., dann bei Konrads IV. Wahl; in den Beurkundungen der Wahlen 
Alfons (hier zuerst urkundlich, nicht 1308, wie Engelmann 48' will), 
Heinrichs VII., Ludwigs IV., endlich In zwei Schreiben Dietnchs von Eleve 
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Weistum von Rliense schaffte diese Znthat zur Wahl ab, hier 
wie in anderem knüpft Ludwig IV. an das nur zu wenig be- 
achtete alte Recht an. — Freilicli erhob sich andererseits die 
Verbindlichkeit der Wahl gegenüber der Krönung, nach jener, 
nicht nach dieser datieren die Herrscher seit Rudolf^). 

Dem Papste gegenüber trat man vorsichtig, eher flehend 
als fordernd, auf. König Riehard selber hielt es doch für 
nötig, sich eine ausdrückliche Anerkennung der ersten Welt- 
macht zu sichern. Zweimal bitten die Kurfürsten im Folgenden 
um Bestätigung der Wahlhandlung ^), diese selber wird, um die 
Approbation zu erleichtern, gern als kanonisch und devoten 
Sinnes vollzogen geschildert, ebenso die persönliche Tüchtigkeit 
des Erkorenen rühmend empfohlen'). Man bittet um seine 
gnädige Aufnahme, man ersucht den Papst ihn zu krönen, 
wann es ihm beliebe, nicht binnen Frist*), er wird weit mehr 



und der Kölner an Bonifaz (Arch. für üstr. Geachichte 2, 291, 294). Wir 
cltieren die Stelle in Älfons Wahldekret als- die früheste (Conat. 2, 502 cap. 28) : 
Item quod dicti IV principes predictam electionem de domino rege caiionice 
celebratam recügnoverunt et approbaTecunt tamquam legitimam, et ratam et 
ärmam habaeiant. 

') Brunner, Grondzüge der deutschen RechtsgeBchichte 119. — Wenn 
K, Lndwig erklärt, die Wahl allein berechtige zum Antritt der Regierung 
(Olenschlager 190), so ffigt Karl IT. hinzu, die erste Regierung shacdlung 
muss die Beetätigung sämtlicher Eurfürstenrechte sein (Goldene Bulle 2, 4. 
Altm.-Bemheim 54). Später, seit 1519 bezw. 1711, trat die BeachwOrnng 
der Wahlkapitulation, d. h, der Reichsverfassung, hinzu. Vgl. Frensdorff, 
Z. Sav.-Süftung 20, p. 119 ff. 

>) Bei Rudolfs (LL. 2, 393f.) und Friedrichs IE. Wahl (OlenscMager 
nr. XXV, p. 66). 

') Beides wird bei Rudolfs Wahl betont, mit der ausgesprochenen 
Tendenz, die päpstliche Approbation zu erleichtern. Bei Friedrich und Ludwig 
fällt die Charakteristik in diesem Zusammenhange weg, sie erscheint 
seit Heinrich VII. vor der Schilderung der Electio. Für Friedrich und 
Heinrich wird, als den sie devote und canonice (electis), am die Gunst des 
Papstes gebeten. Albrechts I, (LL. 2,467) Dekret entspricht bis auf die 
ausdrückliche Bitte um Approbation dem Rudolfs. — Vgl. Engelmann 64 ff. 
Muth, Beurkundung und Publikation der dentachen KSnigswahlen (1881). 

*) Noch in den Darlegungen der englischen Gesandten (rgl. Urbans IV. 
Bulle von 1263, Ol., öold. B. p. 52) beisat es vom Könige: er sei, si electa« 
peTHonae impedimenta non obviant, vocandum sine dilatione aliqua per 
Bnmnmm pontiflcem ad coronam. — Budolfa Wähler bitten: enndem (electnm), 



um Gewährung einer Gunst, als um Erfüllung einer Pflicht an- 
gegangen. Wie sehr sich die Kurfürsten ferner auch gegen 
eine Entziehung des Wahlrechts wehrten, führten sie doch ihre 
Herkunft auf päpstliche Gnade zurück und haten um Bestätigung 
dieses Rechtes und anderer Freiheiten. In die wichtige, reichs- 
rechtlich lange unentschiedene Frage der bairisch-böhmischen 
Kur sollt« ein päpstlicher Spruch Klarheit bringen^). König 
Ottokar beklagte sich bei Gregor X.: die Fürsten hätten trotz 
seines Widerspruchs — und nachdem er feierlich an den h. 
Stuhl appelliert hatte — einen ungeeigneten Mann gewählt und 
gekrönt, unter dem das Reich leide. Der König recurriert daher 
an den Papst, bittet, ihn in seinem Rechte an der Wahl zu er- 
halten, und sich des schlecht bestellten Reiches zu erbarmen. 
Es soll also wohl die Wahl kassiert werden. •— Femer rühmt 
sich der Bischof von Köln seines Krönnngsrecbts als einer Gabe 
des Papstes^), die Kurfürsten von Mainz, Sachsen, Brandenburg 
erklären 1298 öffentlich — was an Verhältnisse um die Mitte 
des Jahrhunderts mahnt — mit Erlaubnis des Papstes an Adolfs 
Absetzung, Albrechts Wahl gegangen zu sein^. Man erwägt 
endlich 1314 die Möglichkeit einer päpstlichen Kassation der 
Wahl Johanns von Böhmen wegen dessen defectus aetatis, wo- 
nach das Wahlrecht für dies Mal erlöschen würde*): man be- 



cum vestre sanctitati placuerit et TJeum fuerit opportunnm, ad . . diadema 
dignemini misericorditer evocare. Heinricha Wähler: tarn deyüte quam 
humiliter (vgl. Ladwigs und Priedrichs Dekrete) sapplicamus, nt . . diadema 
dignemini loco et tempore oportano favorabiliter inpertiri. Ebenso bei 
den übrigen. 

') Emier Reg. Bohemiae 2, 340 f. Die Appellation an den Papst ist 
zwischen Wahl nnd Krönung, dieser Brief im Spätherbst 1273 anzusetzen. 
Vgl. Böhmer-Redlich, Regest, p. 18, 27, sowie M.I. O.G. 10, 354 ff. {widerlegt 
die Zweifel an seiner Echtheit). Earnack a. a. 0. 262 Anm. 

') 1314 November 25. Olensohlager , Stg, U.-B. nr. SXI p. 75; vgl, 
0. Earnack a.a.O. 246 f. 

*) Nach einem von A, Niemeier (p. 5 ff.) als echt erwiesenen Bericht der 
Kolmaret Chronik (M.a. SS. 17, 266 f.). Vgl. p. 12. 

*) Bodmann, Codes epistolaris Eudolfl I. (1886) p. 324. Ans dem Wahl- 
vertrage Kölns mit Pfalz (1314 Mai 12): cum vcrisimiliter propter defectitm 
etatts quem patitnr electio in persona sua (s. c. Joannis regls Bohemiae) 
celebranda de jnre cassari poBset et sie per consequens Jus nostinm eligendi 
regem Romanornm perderemns ista vice. Vgl. 0. Harnack p. 60. Übrigens 
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schränkt sich so die Freiheit des Handelns durch Aufnahme 
eines nnr fnr Domkapitel gültigen Bechts. 

Den Anschaanugen dieser Zeit, die wir onr noch ans wenden 
Bmchstücken rekonstruieren können, hat Benedetto Ga£tani Form 
und Sprache geliehen. Er hat das Voi'gefnndene in seinem 
Sinne vei-tieft, gesteigert, ohne doch daaenid die Zeitenstimmnng 
heherrschen zn können , sie sinkt wieder anf ihr altes, freilich 
nach wie vor, karialistisch gestimmtes Nivean znr&ck. Seinen 
Nachfolgern aber hat er die Wege gebahnt*). 

Das kanonische Recht, wie das des Beiches, hatten beide 
bisher nnr im Anschloss an zwiespältige, also ii^endwie fehler- 
hafte Wahlen nnd vornehmlich für sie die Notwendigkeit einer 
nachherigen Prfifnng der Wahlhandlung statuiert, wobei dem 
Papste ein prinzipielles bezw. ein subsidiäres Entscbejdongsrecht 
zugesprochen wurde. Bonifaz aber erklärt jede Wahl, anch 
wenn sie einheitlich nnd fehlerlos vollzogen ist, ohne Hinzutritt 
der PrSfung nnd Bestätigung fnr unzulänglich. Beides, Wahl- 
akt, wie Person des Gewählten sind des Examens in gleicher 
Weise bedarftig"). Die Wahl selber kann weder den Titel 
Electns, noch gar den rex verleihen, auch zu keiner Kegienings- 
handlnng befugen % sie verleiht, als rechtmässig erkannt, nur ein 

wnrde Jah&im im Angnst achtzehn Jahre, was, wie Lindner D.G. 1, 263 
meint, in fürstlichen KreiBen als Mändigkeitstennin galt; sonach hat man 
wohl die erhebUcb höhere Alteisgrenze fär kirchliche' Amter im Ange gehabt. 

') Das Verfahren Bonifaz' VlU. geben in der Hanptaache drei bekannte, 
nnd oft erörterte Urkunden wieder (bei Olenschlag^ Stg. l'.-B. nr. 8—4), 
denen sich der ,Gehorsama-Brief " des Kaisers anreiht (nr. 5). 

*) Bonifaz an die geistlichen Korftlsten (1301 April 13. Olenscblager 
nr. 2): nos ad qnos jas et anctoritas examinandi personam in Komanomm 
r^em electam pro tempore, einsque ininiictio, conseciatio, coronatio, manns 
impositio, necnon denontiatio, sen leputatio idoneitatis personae vet f ormae 
et nominatio regia, sen ratione indignitatis personae vel formae, reprobatio 
pertinere noscontor etc. 

*) BesUtignngsbolle (1303 April 30. 1. c. p. 6): Volentes et statnentes, 
nt de caet«ra (d. h. nach der eben angesprochenen Approbation) talis Boma- 
norom Bex eiistas ... et qnod pro tali ab aliis babearis, tibiqne sicnt Boma- 
nomm Regi . . , obediri debere ab onmibas, sicut pareri solet et debet prae- 
decessoribns tnis Bomanomni Regibas legitime intraotibns, et a praefats 
sede hact«n<is approbatis. Weiter nnten: omnia insaper ... in admini- 
stratione praedicta, qnae alias insta et Ucita extitassent, ita Talere decemimna 



Anrecht auf die Approbation; die Wähler machen nicht den 
König, sie schlagen ihn nur dem Papste vor. Andererseits 
kann dieser jeden vorkommenden E'ehler in der Handlung wie 
iü der Person des Gewählten durch Dispens aasgleichen'); dann 
erfolgt die Approbation im Gnadenwege*), damit ist zugleich 
die Irrelevanz der geltenden deutschen Rechtsnormen ausge- 
sprochen ; die ganze spätere Arbeit der Eeichsgesetzgebnng, die 
mit so minutiöser Sorgfalt alle Wahlfragen regelte, wäre hier- 
mit negiert. 

Somit ist eine eigenartige Umbiegiing des Prüfungsreehts 
vollzogen, es erwächst nunmehr nicht, wie bei Doppelwahlen, 
aus einer sachlichen Notwendigkeit, sondern aus der Anschauung 
der Kurie, die in ihrer Erkenntnis die wesentliche, nahezu 
alleinige Rechtsbasis des Kaisertums sieht. 

Unter Johann XXIL, unter Clemens VI. blitzen diese grund- 
legenden Gedanken wieder auf. Clemens V. verfuhr gegen 
Heinrich VII. in entsprechender Weise, wiewohl die Deutschen 
auf diese Steigerung des päpstlichen Anteils an der Eönigs- 
wahl damals keinenfalls eingingen. Als auch Ludwig IV. den 
Forderungen der Kurie nicht entgegenkam, hielt der Papst an- 
fangs zurück; erst die Sorge um Italien Hess ihn auf dem 
Grunde Bonifaz VIII. weiterbauen. 

Sogleich, naclidem die Schlacht bei Mühldorf sein faktisches 



et teuere, slcut si administratio ipsa tibi competisse legitime nosceretar. — 
Entsprechend heisst Albiecht vor der Approbation nnr änx Austriae, aller 
Gehorsam gegen ihn wird verboten. Engelmann 68 ff. Vgl, aach die sog. 
Allegatio Domini Papae Bonifacii (Olenechlager nr. IV, p, 8): et quia, sicnt 
dicitar in jiiie, ratihabitio retrotrahitur et mandatu comparatur, hodie 
vivificamns et roboramus omnes actus quoscunqne fecit a tempore ipsius 
electionia, dum tarnen aint alias iusti et legitimi. 

') Naeh der oben (Note 3) geoannten Stelle Volentes — approbatis folgt: 
Snpplentes omnem defectum, si qnis aut ratione formae, aut tatione tuae vel 
tuonun electorum peraonarum, seu ex quavis alia ratione vel causa, sive 
qnocamqne modo in hnjaemodi tna electione, coronatione ac admini 
stratione fuissc noscatur. Vgl. Allegatio 1. c. p. 8. 

') Natürlich war bei Albrechts Verhalten und seinen persönlichen 
Mängeln (crimen laesae majestatis commissum contra regem Adulphnm, ex- 
communicatio Olenschlager p.4) uar auf diesem Wege, nicht anf dem des 
Rechts (iaatitia exigente; so bei Heinrich Vit, dessen Wahl, Person und 
Vorgehen fehlerlos waren), eine Approbation möglich. 
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wie rechtliches ^) Übergewicht entschieden hatte, machte Lndwig 
die Reichsrechte in Italien wieder geltend ^), Erst daraufhin, 
fast ein Dezennium nach der Wahl, suchte Johann in einer Reihe 
von Prozessen den unbestätigten König zu einer Annullierung 
seiner italienischen Regierungsmassregeln, die den Papst schwer 
schädigten, ja zur Niederlegung der vor der Approbation zu 
Unrecht geführten Verwaltung des Reiches zu zwingen*). Als 
Ludwig diesem Ansinnen zunächst privatim in seinen Appel- 
lationen*), denen dann der Reichsschluss von 1338 folgte, aufs 
entschiedenste entgegentrat, wurde er exkommuniziert ^) und 
alles Rechts am Reich und Reichslehen beraubt. Erst nach 
dem Verzicht des Königs auf die Regierung kann an eine 
Entscheidung der Doppelwahl gegangen werden. Beide Erwählte 
haben ausserdem den angemfissten Königstitel abzulegen. Ihr 
Verhalten gegenüber dem h. Stuhl ergiebt sich aus der An- 
erkennungsbulle Clemens V. für Heinrich VIl.^). Die Wähler 
haben ein Dekret vorzulegen mit ihrer Unterschrift Über den 
Verlauf der Wahl und die Person des Gewählten, damit hier- 
nach die Prüfung vollzogen werden kann. Das gilt für alle, 
auch für Bischofswahlen, durch Dekret und Unterschrift wird 
nach dem Wort eines Kanonisten, die Wahl bekräftigt. Aus 
dieser schon früher geübten Konnivenz der Kurfürsten macht 
man eine prinzipielle Forderung, auch Johann erklärt, ohne 
Verlegung des Dekrets Friedrich nicht bestätigen zu können. 



') Bei Dopp«lwEkhl galt der im Felde Siegreiche a.\a durch Gottesurteil 
bestätigt. So schon 1263 in der Bulle Urhans IV. Vgl. Zeitachr. SaT.-Stiftg. 20, 
p. 200. Sachsenhäuser Appell. Olenschlager p. 124. 

•) Lindner a. a. 0. 1, 324. 

■) Erster Prozcss von 1323 Oktober 8. Olenschlager nr. 36. Vgl. Engcl- 
maun 90. MtUler, Kampf Ludwigs des Baiem mit der römischen Kurie I 
(Tübingen 1879), 60 ff. Der uweite vom 9. Januar 1324. Olenschlager 92 ff. 
Über ihre Differenzen Hüller 1, 97ff. Der dritte Prozess vom 21. März. 
Olenschlager 96 ff. Die späteren s. n. 

<) Von Nürnberg. Olenschlager 84 ff. nnd Sachaenhanaen, ibid. 117 ff. 

*) Im dritten Prozess a. a. 0. 

') Olenschlager 22, 25 ff. M.G. LL. 2, 493 ff. Vgl. Engehnann 77 ff. 
Ich folge des weiteren der dankenswerten Anregungen W. Ptegers , Politik 
des Papstes Johann XXII. (Abh. d. Mttnch. Ak. Cl. in, 17, 3) 1885, p. 25ff. 
Soviel ich sehe, bat er als einziger den Vergleich zwischen Bischofs- und 
KOnigswabl -an dieser Stelle durchgeführt. 

Krammer, Becbtigsichlcht« das KnrfUiBteDkoUegs. 3 



Dui.tizc-ct.Cocigle 



34 

Dazu muss nach geistlichem ßecht der Gewählte persßulicb, 
natürlich auch seine Wähler, am Bestätigung bitten*), was man 
freilich in Deutschlaud gerne vergass. Eine sichere Beglaubigung 
der Wahl durch das Dekret ist jedenfalls fiir den Papat not- 
wendig, da die Wahl ein Recht auf die Bestätignng verleiht *), 
freilich nicht auf Antritt der Regierung und Führung des Titels. 
Wer solches dennoch hartnäckig trotz wiederholter Mahnung 
beansprucht, verliert ipso jure sein ihm aus der Wahl zustehendes 
Recht. So erklärt Johann gemäss einem Kapitel des Liber 
Sextus Ludwig IV. endlich seines Rechts für verlustig (1324 
Juli U)"). 

Als er ihn dann noch aller Reichslehen beraubt hatte ^) 
(1327 April 3), regte er, nicht ohne Entgegenkommen zu ünden, 
eine Neuwahl an und ermächtigte hierbei den Erzbiscbof von 



') c. 16 in VI ° 1 , 6. — Heinrich VII. selber beschritt thatsächlich 
nicht dieaen Weg, er bat garnicht nm Approbation (s. Engclmann TT ff.), 
doch die Earie fingierte ein ihrem Rechte gemässes Verfahren dea Königs. 

") Pronanciatiö Domini Papae (Clementis V,) 1309 Juli 26 Ulen- 
schlager 22. qaia ipsam (sc. regem) safäcientem et Tirtuosniu invenimos 
ad Imperinm obtinendum et omnia in electione praedicta de ipso celobrata 
rite processisae , ipsum . . . electnm reputamus ... et declaramaa Regem 
Boraanorum . . . jnatitia exigente . , . 

') Sogenannte ^Reichsentsetzang" ; bei Olenschlager nr. 42 als „viertes 
Verfahren" bezeichnet. Vgl. Engelmann 94. Müller 1, 100*. Über die admisaio 
electionis Preger a, a. 0, 29", sie wiid bei Postulation von Biaohöfen zn 
Erzbischöfen angewandt wie die Konfirmation gegenüber der Electio. — 

c. 5 in VI" 1, 6 schreibt vor; sanccimns, ut nullns de cetero admini- 
atrationem digoitatis, ad qoam electns est, priusquam celebrata de ipso electio 
confiimetnr, . . . gerere Tel recipere aut Ulis se immiacere praesumat (vgl. 
Olenschlager p. 95. Zweiter Prozesa: Administrationi se immlBcnit, vid. 
1. Prozess p. 82 (administrationi) se immiscere praeanmpsit) omnes illos, 
qai seoua fuerint, inre, si quod eis per electionem qaaesitam fuerit, decementea 
eo ipso privatoa. Dementsprechend Job. XXII. (Olenschlager p. 113): memo- 
latnm electun, qui propter excesaus notorioa . . . praedictis Regno et 
Imperio reddidit se indignnm, . . . ipanm . . . omni jure, ai qaod aibi 
ex electione ana competere seu competisse poterat, a Domino 
privatum dennntiamas, nosque ipsum . . . privatnm declaramna et privamos. 

') Olenschli^er 142 fF. Dieaer Akt nimmt die seit der Beichsentsetznng, 
also seit beinahe drei Jahren rtdienden Prozesse wieder auf. Daher be- 
zeichnet Olenschlager die Entsetzung vom Reiche ala viertes, diese vom 
Herzogtum Baiern als fünftes Verfahren Johanns XXIT. 
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Mainz, sowohl den Wahltermin zu verschieben, wie auch den 
Wahltag nach einem anderen Orte als Frankfurt zu verlegen ^). 
Doch soll dies der Rechtsverbludlichkeit der Wahl unerachtet 
aller entgegenstehenden Gewohnheiten und Gesetze keinen Ab- 
bruch thun. Das wird kraft apostolischer MachtvoUkoramenheit 
hinzugefügt ^. Hier kommt die, bereits von Bonifaz VHI. all- 
gemein formulierte, Dispensationsgewalt des Papstes von den 
Formen des Eönigswahlrecbts zur Anwendung. 

Neben der Neuwahl aber tauchte auch der alte Gedanke 
päpstlicher Provision*) eines Kaisers auf, wie früher waren 
es Franzosen, die dadurch zu siegen hofften. Schon unter 
Heinrich VII. hatte Robert von Neapel beim Papste die Ver- 
treibung der Fremden aus Italien beantragt, es sei doch kanonisches 
Eecht, dass der Papst den Kaiser bestätige, er könne ihn auch 
absetzen, seine Würde anderen geben*). Hiernach trachtete 



') Ein Jahr nach der Entsetzung vom 1337 April ö. befahl der Papst 
mit Hinweis auf jene „Prozesse' (die von 1324 und yon 1327) den Knrfttrsten 
ad celebrandam novi Bamanaram regis electionem Bolemnes conveotus celebraie. 
In der That setzte am 12. April ein Kurfürstentag die Wahl anf den 31. Mai 
zu Frankfnit fest, wie das darchaos der Brauch im Reich war (vgl. Hamack 
68 ', 97 '). Baynald ad. a. 1328, 40. Da man aber eine Stdrang der Wahl 
dnrch E. Friedrich fürchtete, erfolgte die päpstliche Ermächtigung: ut alinm 
locnm . . eligere et assignare valeas vel aliis tenuinis prorogandis et assi- 
gaandis fratemitati tuae facultatem et licectiam . . . elargimnr. 

■) anctoritate apostolica nihilominus decernentes, electionem in loco, 
quem bac vice ad hoc elegcris, celebrandam, perinde valcre, qnihnsvis consne- 
todinibna, observantiis sen statntis contrariia nequaqnam obstantibns, ac Bi 
in praedicto loco de Prankinfort celehrata fnisset. Dat. Avin. Eaynald 
ad. ». 1328, 41. 

Tgl. zu diesen Schritten des Papstes anch Böhmer, Beg. Imp. nr. 83 
(1328 Okt. 14), Ermächtigung für den ungeweihten Bischof von Mainz, die 
Befugnisse seines Stuhles, soweit sie die Königswahl betreffen, schon jetzt 
anszuttben; nnd Harnack a.a.O. 246 f. Hier erklärt der Erzhischof von 
Köln (1314 Xov. 2ö): eo qnod coronacio Bomani regis nedum Aqnia, immo 
in aliquü locorum, quem ad hoc elegimus infra nostram djoecesim vel 
provinciam, a sede apostolica in specialis prerogative indicinm nobis et 
archiepiscopo Colonienai existenti pro tempore est permissa, de quo letteras 
apostolicas snb veris stilo et bulla habemus . . . 

") Dieser Ansprach ist hier nicht, wie Engelmann 94* meint, znm ersten 
Haie belegt. 

*) Preger a. a. 0. 12. Bonrini Acta Henrici VII Bd. I (Flor. 1877), 
233—47. 
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^arl Y. TOQ Frankreich, auf einer Zusammenkunft mit Leopold 
von Österreich zu Bar sur Anbe kam der Provisionsgedanke zur 
Sprache (1324 Juli 27)^). Gegen diesen noch weiterhin fest- 
gehaltenen Plan war die ülmer Einigung vom 7. Januar 1326 
gerichtet, worin Ludwig mit Friedrich vereinbarte, er solle, 
sowie er opprobiert sei, als König gelten, die Fürsten mögen 
wollen oder nicht ^). 

Sonach übersehen wir das Verfahren Johannes XXII. in 
seiner ganzen Entwicklung. Bonifaz VIII. hatte den Grund 
gelegt, indem er zwischen Wahl und Eegierungsantritt die 
Prüfung und Bestätigung als schlechthin erforderlich einschob. 
Clemens V. zeigte , wie ein fügsamer Kandidat zu verfahren 
habe, Johann, wie gegen einen Widerspenstigen vorzugehen sei. 

Vergleichen wir auch das Verhältnis Johanns zu seinen 
Wählern mit früheren Fällen, etwa dem Innocenz III. bei der 
Doppelwahl von 1198. Dieser suchte sich unter eingehender 
Motivierung und sorgsamer Rlicksiehtnahmc auf die wenig zu- 
gänglichen Deutschen eine Entscheidung zu wahren; jetzt geht 
mau sofort mit Prozessen und Bann gegen den vor, der nicht 
mit grösster Ergebenheit diese Entscheidung wie eine Gnade 
in vorgeschiiebener Form nachsucht. Dazu kommt noch eins: 
Innocenz sagte, er werde sich, nachdem er zum Frieden ge- 
mahnt, iure proprio für einen entscheiden, da die Kirche auf 
die Dauer eines Vogtes nicht entbehren könne. Dies Moment 
fällt jetzt fort. Im Gegenteil, Johann will das Interregnum 
in die Länge ziehen, um in Italien freie Hand zu haben. 
Denn während einer Sedisvakanz gebührt dem Papste das 
Regimen imperii, er ist Eeichsvikar. 

Wir sahen bisher, wie die Kaiserwürde, das Amt des 
Vogtes der Kirche, als ein von ihr übertragenes, immer ent- 
schiedener der knrialen Aufsicht unterstellt wurde. Gleiches 
will man auch für das Kaiserreich durchsetzen, und zwar 

') Mftller 1, llOff. Kurz vorher (Mai 26) hatte Johann noch den Eur- 
fttrsten erklärt, er wolle mit seinen Prozessen ihre Eechte in keiner Hinsicht 
beeinträcbtigen. Olenschlaget p. 104, Müller, 1, 101, 103. Harnack 131b macht 
ans VII. Ealeud. Junii VII. Ealend. Januarü and setzt die Uiknnde auf den 
36. Dezember. 

') Möller 121 flf. 
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fasste die Kurie selir zu Uurecht, wie Ficker^) zeigt, die Ge- 
walt des deutschen Königs in Burguud und Italien als aus 
dem Kaisertum resultierend auf. Nimmt man hinzu, wie sehr 
Bonifaz die oberste Gewalt des Papsttums auch in allen welt- 
lichen Dingen hervorhob, so musste es nahe liegen, dieser 
Theorie zuerst im Kaisertum praktische Geltung zu verschaffen. 
Die Grundsätze der Unam sanctam erhalten nicht nur, sie 
haben bereits staatsrechtliche Bedeutung, der Papst ist ein 
Mitregent des Kaisers; gleich den Kurfürsten consentiert er 
dessen Erlasse^), manches, besonders was Italien angeht, darf 
dieser nicht ohne päpstliche Erlaubnis vornehmen'); die Kurie 
selber plante, wie wir wissen, eine Umgestaltung dei' Reichs- 
verhältnisse. Er succediert schliesslich dem verstorbenen oder 
abgesetzten Kaiser bis zur Bestätigung des nächsten*). 

Wir finden, um das kurz zu erwähnen, Spuren dieser Be- 
fugnis schon unter Innocenz lü. *) , ihre erste Ausübung bei 
Alexander IV. ^); dann bei Clemens IV. ^), er setzt Karl von 



') Forschungen zur Reichs- und Rechtsgesch. Italiens 3, 458 ff. (vgl. 305). 

>) Böhmer-Redlich nr. 301. K. Rudolf maeht mit Eonsens des Papstea 
und der Enrfflrsten seiner Gematilin eine VeiEchrelbung von Beichsgat, 

') Rndolf und Albrecht I. war das EinrOcken und Regieren in Italien 
nur unter Bedingnngen gestattet; vgl. p. 36 dies. Abh. 

') Mit dieser hat der Rex Romanoram vorlänfig bis zur ErSnung erst 
die Verwesung des immer noch erledigten Reiches. Der in allem willfährige 
E. Rudolf nannte sich daher: Romanoram res ricaiiuE s. Romani imperil 
(Ficker a. a, 0.). 

') c. 10 X. 2, 2 de foro competenti. Die Bewohner von Vercelli sollen 
Beschwerden über ihre Konsuls an den Bischof oder den Papst bringen, da 
jetzt in der Vakanz des Reichs die von ihren Behörden Gedröctten nicht 
an eine weltliche Instanz appellieren können. Pottbast nr. 2785. — Diese 
Urkunde nennt schon Olenschlager als erstes Zeichen päpstlicher Ansprache auf 
ein Vikariat des Reiches (Goldene Bolle p. 144); auf sie beziehen sich anch die 
Boten K. Roberts von Neapel (Bonaini AcU 1. 233 ff., Preger a. a. 0. 12 f.). 
Bei Erledigung des Reiches habe der Papst die Jurisdiktion in weltlichen 
Dingen. 

') 1256. Verleiht dem Bischof von Verdun vice regia auotoritate die 
Regalien. Böhmer Reg. Alez. IV, nr. 148. 

') 1268; weitere Entwicklung des tuscischen Vikariats bei Ficker a. a. 0. 
Ich erwähne noch, dass gegen Adolfs Einschreiten die tuscischen Ghuelfen 
protestierten, nach Ftolemaeus Luc. Script. Ital. 11, 1218, 1301, vgl. Kopp, 
Reichsgesch. 3 a, 181, quia adhuc dictas Adalpbns confitmatns non etat in imperlo 



Sicilien znm Reicbsvikar in Tuscien ein, ein Amt, das seinem 
Hanse fortan mit Unterbrechungen bis ins nächste Jahrhundert 
verblieb. Clemens V. erklärte Heinrichs VII. Prozesse nach 
dessen Tode und seine Acht gegen Robert von Neapel kraft 
seines Vikariatsrechtes und der MachtfUlle ikberhaapt, die 
Christus dem hl. Petrus und seinen Nachfolgern verliehen habe, 
für null und nichtig '■). Er verbot 1317 den in Italien seit dem 
Tode des Kaisers fungierenden Eeichsbeamten ohne Licenz des 
Papstes ihre Ämter weiter zu führen ^). Italien sollte der 
deutschen Herrschaft entzogen werden; seinen Abschluss findet 
dieser Plan durch die Bulle Ne praetereat Johanns XXII., die 
jenes Land vom deutschen Reiche lostrennt '). 

Was uns aber besonders angeht, auch in Deutschland griff 

et ideo eidem adminiBtrationis non spectabat officium , nisi quantnm saae genti 
placebat. Bonifac Vin. (1300 Mai 13. an den Herzog von Sachsen, Kopp 3a, 313} 
bemerkt, zur Tülligen Einziehung ToEcanas genüge die Autorität des hl. 
Stuhls, Ton dem das fieich dies Land wie alles andere habe. Doch wolle er 
den Herzog nm seine Einwilligung bitten , wenn Herzog Albrecht den 
wünschen der Eurie gen^as handeln wttrde. Da dieser sich weigerte, brach 
der Streit ans. 

') c. S inter Clement, II, 11: nos tarn ex superioritate , quam ad 
Imperium non est dubium nos habere, quam es potestate, in qua vacante imperio 
imperatori succedimns, ... et nihilominus ex illius plenitudine potestatis, 
quam Christus res regum . , . nobia ... in persona beati Petri concessit, 
sententiam et processus praedictos . . . declaiamns fuisse et esse omnino 
irtitos . . . 

») März 31. Olenschlager 78 ff. 

*) Der Wortlaut dieser Bulle (Ne praetereat) ergiebt eine Lostrennung 
Italiens vom Imperium und Kegnum Deutschland. Der Papst wird die 
Aegiernng Jenes Landes selbst übernehmen. Die Eßnigreiche Frank- 
reich und Deutschland werden durch ihn Ton einander abgeteilt werden. 
Somit ist von einer Abtrennung Frankreichs vom Reiche nicht die Bede; 
man hätte damit eine frühere Abhängigkeit desselben zugegeben, die weder 
faktisch noch rechtlich existierte. Thatsächlich freilich wird diese päpstliche 
GrenzregaUerung — deutlich wird des Papstes Vorhaben so gekennzeichnet — 
auf eine möglichst grosse Gebietserweiterung Frankreichs — auf Kosten des 
Beichs haben hinauslaufen sollen. Immerhin ist der Ausdruck; „Lostrennung 
Italiens und Frankreichs vom Reiche" (bei Müller 1, 338) unstatthaft, — 
1344 wird der päpstliche Anspruch auf das Reichsvikariat von den Kur- 
filisten selber als den Rechten des Imperiums und zugleich den ihrigen 
praejudicicrend bezeichnet. Ebenso in der Sachsenh&user Appellation. (Olen- 
schlager, Stg. U.-B. 126.) 
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der Papst während der Sedisvafcanz, die er vou 1313 an 
datierte, nach Ansbrueh des Streites mit Ludwig ein, hier frei- 
lich mehr ans allgemeiner apostolischer Macht, als kraft des 
hauptsächlich Italien betreffenden Vikariatsrechtes '). Man kam 
ihm entgegen, wie im vorigen Jahrhundert die Böhmen und 
Baiern, baten jetzt die Herzoge von Sachsen-Lauenburg um 
Bestätigung des Karrechts ^). Ein mecklenburgischer Fürst bat 
ihn aus apostelischer Gnade zu belehnen^}, die Herzoge von 
Pommern-Stettin hat der Papst thatsächlicb wie ein König 
investiert, ihnen aufgetragen, bei Jedem neuen Pontifex um Er- 
neuerung zu bitten *). Natürlich erklärte er Ludwigs Handlungen 
für unverbindlich, verbot ihm zu gehorchen, seine Reichstage 
zu besuchen, und setzte, nie aus einer Notiz im Raynald hervor- 
geht, selber eigene Versammlungen an *). 

') EEirnack 180 nennt unter den kraft der Vicarie erfolgten Handlangen 
Ludwigs Entsetzung, was keinenfalls zutrifft. Die ferner lieran gezogene 
Urlt. Johanns 1317 Jnli 23. (Günther, Cod. dipl. Bheno-Mosell 3a, 240) enthält 
nicht eine Aufhebung kais. Zollhestimmungen , nur eine Auffoideiung an die 
Stadt Trier, ihnen nicht zu gehorchen. — Vgl. Mttller 1, 99. Engelmann 
91f. Geschichte und Anwendung des Vikariatsrechtes lehren, dass es zu 
Zwecken italie nie eher Politik verwandt wurde, und damit verbunden blieb. 
Seine Übertragung auf Deutschland möchte ich, da nichts zu dieser Annahme 
zwingt, mit Engelmann (a. a. 0.) gegen Müller 1, 63 und S. Riezler, Die litterar. 
Widersacher der P&pste (Leipzig 1874), 18 f. als unerwiesen ablehnen. 

') Sudendorf, RegistrumS, 183fF. Mehrere Anhänger der Herzoge wenden 
sich an den Papst, die einen (1328 p. 183; 1334 p. 187 ff.) erklären überein- 
stimmend nur: es sei heim Papste ein Zweifel aufgetaucht, wer ala sächsischer 
Kurfürst zu gelten habe, ea folgt die Eechtsbelehrung, um dem Papste diesen 
Zweifel zu nehmen. Von einer Bitte der Herzoge ist in diesen vorsichtig 
gehaltenen Belehrungen nicht die Rede , wohl aber in einem ähnlichen 
Schreiben von 1333 (186 f.), der Papst wird ersucht, die petitiones, sanctitati 
vestrae pro eiusdem (sc, ducia) . . . persona directas, gratiose esaudire. 
Erich von Sachsen hatte sich schon lange um Anerkennung bemüht, da ihm 
Ludwig seit 1320 diese wieder verweigerte, ist sein Abschwenken zum Papste, 
als dessen getreuer Diener und Feind Ludwigs von Brandenburg ei sich 
darstellen lässt, sehr erklärlich. 

') Ergiebt sich aus Johanns Antwort 1325 Febr. 20. Eiedel, Cod. dipl. 
Brandenburg. 2, 2, 23. 

*) 1331 März 13, Böhmer, Reg, Imp, p. 224 nr. 217. 

0) 1331 Jan. 4. Böhmer p. 224 zu 109 erklärt im Voraus alles für null 
und nichtig, was Ludwig mit den Fürsten auf dem ßeichsti^e zu Frankfurt 
(27. Jan.) beschlieBsen würde. Martine, Thesanms 2, 816, Rät auch dem 
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Um im weltlichen Regiment des Imperiams von Eiiifluss 
zu sein, hatten die Päpste das Wahlrecht eingeschränkt, sie 
konnten es aufheben, um selber einen ergebenen Kaiser einzn- 
setzen, auch dieses Mediums bedurften sie endlich nicht, um als 
Vikare oder ans apostolischer Vollmacht unmittelbar die universelle 
Gewalt des römischen Kaisertums auszuüben. 

Wir mässea hier einen Augenblick Halt machen. Wir 
haben bisher, auf Seiten der Kurie stehend, beobachtet, wie 
sie das Wahlrecht zu gestalten sucht. Das Widerspiel ihrer 
Eechtsanschaunng , die deutsche Fassung des Eurrechts, der 
wir mitunter schon gedachten, findet unter Ludwig IV. einen 
neuen Aufschwung, eine reichsrechtliche Formulierung. Mit der 
Bedeutung des Kmrechts steigt die des Kurkollegs für das 
Beich. Ludwigs Politik findet überdies ihre theoretischen Vor- 
kämpfer, die an die Stelle päpstlicher Omnipotenz die des 
Volkes setzen; wir werden sehen, wie Marsilius und Lupoid 
von Bebenburg ilire weitgespannten Ideen der deutschen Staats- 
verfassung anzugleichen suchen. Aus der Gegenströmung gegen 
die Kurie erwächst als bleibendes ßesultat eine neue Gestaltung 
der inneren deutschen Verhältnisse. Ich denke, dies wird sich, 
nun wir gleichsam in ein anderes aus dem kurialen Lager 
übergehen, auch in einem anderen Abschnitt begreifen lassen. 

Einiges wenige sei aus der Fortentwicklung des päpstlichen 
Einflusses hervorgehoben. Er wurde durch den Widerstand 
Ludwigs nicht lange gehemmt. Wieder befahl der Papst 
Clemens VI. den Kurfürsten bei Strafe der Provision unver- 
zflglich zur Neuwahl zu schreiten, der sehr willfährige Karl IV. 
wurde approbiert, nach Bonifaz' Vorgang alle Mängel seiner 
Wahl und Person ergänzt^). Bei der Wahl Wenzels^) verlangte 
man von ihm im voraus die Gutheissung einer noch zu erlassenden 
päpstlichen Verfügung, wonach die Kurfürsten, ausser bei 
Vakanz, nur mit Erlaubnis des Papstes an eine Wahl gehen 

Herzog Rudolf von Sacbsen vom Besuche ab, der sich an ilin um Bescheid 
gewandt hatte. Jan. 20. Rajnald ad. a. 1331 g 21. Ebenda das Ansetzen 
eines anderen Reichstages (alii conventns) erwähnt. (Tom, VIIl, 1, Ep. 
secr. pag. 79), 

') Engelmann a.a.O. 99 ff. 

') ibid. 107 ff. 
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durften. Weder dies nocli auch eine spezielle Bitte am Er- 
laubnis zur Wahl Wenzels wurde erreicht, erst nachträglich 
gab Karl diese Forderung zu. Nicht ohne Ironie liest man 
endlich, wie damals die Kurfürsten den Approbationsanspruch 
empört zurückwiesen ; es sei unerhört, den Kaiser wie einen Abt 
oder Bischof konfirmieren zu wollen*). Dass die Kurie beiden 
gegenüber, jenem wie diesen, wesentlich die gleichen Waffen 
anwandte, hoffe ich in folgender Übersicht zu zeigen. 



Diejenigen Arbeiten, die sich mit unserem Stoffe am meisten 
befasst haben*), beschränkten ihre Aufgabe auf eine Studie des 
Approbations- und Konfirmationsrechtes. Provision, Wahl- 
bevormnndung, Postulation traten ungebährlich zurück, auch der 
Versuch einer mehr rechtlichen, als politischen Erfassung des 
Gegenstandes fehlt. Doch gilt die Anregung M. Tangls"), 
das Verhältnis zwischen Kapitel und Kurie biete neben poli- 
tischen doch auch kanonistisches Interesse, in gleichem Masse von 
den Beziehungen zwischen Kurfürstenkolleg und Papsttum. 

Zur Erklärung deutscher Rechtsbräuche wie zur Auf- 
stellung der Entstehungsgeschichte des Kurkollegs ist der Ge- 
danke seiner Parallelisierung mit den gleichnamigen Institutionen 
des geistlichen Rechts vielerseits aufgeworfen und ausgeführt 
worden*). Es ist hier nicht Gelegenheit, den Vergleich zu 
unseren Zwecken nach allen Seiten hin durchzuführen, dazu 
mangelt es überdies noch vielfach au Vorarbeiten''). Wir be- 
gnügen uns, das kodifizierte kanonische Eecht über die Bischofs- 
wahl zusammenzustellen, in den einzelnen Punkten das bei ent- 
sprechenden Fällen der Königswahl beobachtete Eecht auf 
Grund unserer bisherigen Darlegungen anzuführen. 

Der Bischof ^) muss binnen bestimmter Frist gewählt werden. 



') Beichstagsakten I nr. G4 Art, 2. Engelmann 115. 

') Ich meine die vielcitierten Arbeiten von Denssen, Engelmann, Dönitz. 

') M. I. Ö, G. 16, 150 f. 

*) Ich nenne Bresslau, Hamack, E. Mayer, Seeliger, yon WretBchko. 

") Seit der Mitte etwa des 8. Xm. setzen die Arbeiten auf ein Jahr- 
hundert ans. 

•) Vgl. mm folgenden Friedherg, Kirchenrecht* (1889) 300 ff. Walter, 
Kirchenrecht '» p. 474 ff. (§ 226). Hinschins, Kirchenrecht (1878) II, 574 ff, 657 ff. 



wenn nicht Devolution an die näcbstliöliere Beliörde eintreten 
soll, d. h. bei Säumnis der Wähler besetzt der Papst die vakante 
Stelle^). Für die Königswahl ist das gleiche von Gregor X. 
und Clemens VI. angedroht worden; ersterer hat von einem 
durch Gregor (IX?) hiezu angesetzten Termin gesprochen, 
Albert von Behaim (1239) eine vorzunehmende Provisio des 
Kaisera durch den Papst mit diesem ßechtsgrunde motiviert. — 
Die Wahl ist auf eine geeignete Person zu richten, bei Verlust 
des Wahlrechts für den vorliegenden Fall*). Um dies zu ver- 
meiden, wollte 1314 der Bischof von Köln lieber auf Johanns 
von Böhmen Wahl wegen dessen defectus etatis verzichten; 
des gleichen Hindernisses und anderer defectus halber hatte 
schon Clemens IV. 1266 für eine Wahl Eonradins die gleichen 
Becbtsfolgen angek&ndigt, sie aber zugleich ausserordentlich 
gesteigert^). Wie man doch einen mit einem Impediment be- 
hafteten Kandidaten durchsetzen kann, wird noch zu zeigen 
sein. — Was verleiht die Wahl für ein Kecht? Auf Grund 
derselben darf der Gewählte keine Amtshandlung antreten*), 
bei Entziehung des ihm aus der Wahl zustehenden persönlichen 
Rechtes auf Übertragung seiner Würde, die in Rom nachzu- 
suchen ist: die Wahl verleiht nur ein jus ad rem, eine An- 
wartschaft, kein jus in re^). Wir erinnern uns, wie Bonifaz VIII. 
gegenüber dem Könige Albrecht L, wie Jobann XXII. gegenüber 
Ludwig dem Baiern diesen Grundsatz befolgten, wie sie den 



') Bei äei Bischofswahl gelten drei Monate. V. c, 35 D. LXIU, c. 41 
X 1,6. 

■) 0. 7, 25 X 1, 16. 

') Bis zur vierten Generation sollten die Wähler ihres Rechtes beraubt 
sein. Const. 2, 631 ff. 

*) c. 17 X 1, 6, c. ö in VI" 1, 6, c. 1 Extr. comm. 1, 3. 

') Ich kann nicht mit Lindner (D. G. T. 1, 149 f.) finden, dass Bonifaz VIII. 
mit der Angabe: Albrecht, habe nach seiner Erönang die Begiernng ange- 
treten, wie das Beine eismUtig and gesetzUcb erwählten Vorfahren zn thnn 
pflegten, nachdem sie zu Aachen gekrönt worden waren, — einen Eecbta- 
satz anerliannte, den er früher verleugnete. A. ist unanimit«r et concorditer, 
die Vorfahren legitime et concorditer erwählt; ihm kommt jenes Prädikat 
nicht zn. Seine Handlungen werden in der gleichen Urkunde (Olenschlager 
Stg. U.-B. p. 5fr.) bestätigt; sie sollen gelten, als ob ihm die B^ierung 
von anfang an legitime zagestaudeu hätte. 
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Eönigen voi'warfen, die Herrschaft und den Eönigstitel un- 
approbiert zu Unrecht inne zu haben, erst nach der Bestätigung 
ihre Handlungen seit der Wahl für rechtsgiltig erklärten, ihnen 
endlich verboten, bei genannter Strafe noch weiterhin zu regieren. 
Wir citierteo hier den Artikel des Liber Sextus, dessen 
Verfahren mit dem Johanns übereinstimmt. Die Eeichsgesetze 
von 1338 bestimmen dagegen als Anfang der Eegierung und 
Führung des Titels die Wahl, was aller kanonischen Praxis 
widersprach. Erwähnt sei auch, dass schon 0. Harnack^) das 
Wahlrecht nach Bonifaz VlfT. und seiner Nachfolger Vorschrift 
beschränkt, zu einem Vorschlagsrecht herabgemindert sieht, 
womit sein juristischer Charakter richtig erkannt ist. — Die 
Bestätigung selber kann nur auf Grund eines übersandten Wahl- 
dekrets mit der Bitte um Bestätigung, wie nach genauer Unter- 
suchung^) erfolgen, wozu eine Zeugenvernehmung über die Wahl 
erforderlich ist. Dieser sogenannte Informativprozess tritt 
besonders bei Heinrichs VII. Wahl klar hervor^}, Dass die 
beiden Formen der Bestätigung approbatio personae et fonnae 
electionis, die Untersuchung über merita electorum et studia 
eligentium, einer früheren Metropolltanbefugnis entsprechen und 
von Innocenz III. gleichzeitig auf Königs- wie Bischofswahl 
übertragen sind*}, ist schon erwähnt worden. Clemens V. er- 
klärt: anwesende bevollmächtigte Boten des Königs und der 
Wähler hätten ihm das Dekret vorgelegt, ihn von den einzelnen 
Handlungen der Wahl, der Krönung unterrichtet und um Be- 
stätigung gebeten. Letzteres war, wie sich zeigte, eine kuriale 
Fiktion. Dann habe er mit den Kardinälen die Vollmacht der 
Gesandten (mandatum) und das Wahldekret genau geprüft, sich 
dadurch völlig über deren Rechtmässigkeit und Einhelligkeit 
überzeugt, endlich die Prüfung der Person des Erwählten an- 
gestellt, so gut jene in dessen Abwesenheit vor sich gehen 
konnte 5); durch das Zeugnis vieler belehrt, habe er gefunden, 

') Knrfürstenkolleg p, 128. 
") c. 16 in VI» 1, 6; vgl. HinschinB II, p. 672fF. 
') 01enacb%er nr. IX C, und E. 

*) Schwemer, Innocenz III, und die deptscbe Kirche p. 92. 
') Später verlangte die Kurie von Karl IV. und Wenzel, persönlich 
in Ävignon vor der Wahl den Eid zu leisten. — Der Informativprozess 
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dass Heinrich den Anforderungen genüge ^). Von der Bedeutung 
der Wahldekrete war die Rede: Johann XXII. erklärte, Friedrich 
nicht ohne ihre Vorlegung anerkennen zu können '). 

Ist die Wahl so als rechtsgültig, der Kandidat als geeignet 
erkannt, so ist ihm justitia exigente, wie Clemens' Bulle 
besagt, die Bestätigung zu gewähren. — Haben aber die Wähler 
wissentlich einen nicht Tadelfreien zum Bischof erwählt, so 
hat dieser selbst ein Gesuch an den Papst (postulatio) ') um 
Aufnahme im Gnadenwege zu richten; sie erfolgt, wenn seine 
Mängel dispensierbar sind. Mir scheint, Albrecht I. ist anf 
ähnliche Weise zur Bestätigung gelangt. Abgesehen davon, 
dass seine Wahl unbestätigt war, werden ihm die Impedimente 
in seiner Person vorgeworfen, er soll sich entschuldigen, sein 
Hecht, wenn ihm solches zustünde, darlegen*). Als dies ge- 
schehen war^), erwidert Bonifaz non iudicium, sed misericordiam 
implorasti *). Er will trotz der vielen Defekte alle ergänzen, 
mehr mit Güte als mit Strenge gegen ihn vorgehen. Denn er 
setzt den Kaiser und kann das Imperium übertragen, wem er 



erfolgte später extra cntiam durch einen Kommissar, in cit. c. 16 wie im 
Frozess Heinrichs dnrch die Enrie. Beide Urkunden betonen daher das Er- 
fordernis persönlicher Anwesenheit oder beglaubigter Stellvertretung der 
Wähler wie des Gewählten in Rom, 

') . . . nos igitnr praemiSEis per . . ambasciatores propositiB diligenter 
auditis (d. i. den Bericht über die Wahl), nee non praedicto mandato, electioniB 
quoque praedictae decreto cum . . fratribns diligenter inspectis, plenaque 
deliberacione discnssis, factaqne nobis de huiusmodi electione concordi et 
legitima plena fide; examinatioue quoqne de persona tna in eomndem fratrum 
praesentia per nos facta , in quantnm te ahsente fleri potnit , snper 
conditionibus omnibas, qnae reqnirnntnr .... quia abolim nos et fratres 
nostri ex freqaenti et familiari couversatlone tua, et magnorum ac probomm 
virorum testimonio indnbitato et certo Eacellentiam taam fore percepimus 
m^narum yirtutnm gloriosis titniis insignitam etc. , . . te nominamne . . . 
jnstitia exigente, — Olenschlager p. 26, cfr. p. 22. 

") Preger, Politik Johanns XXII. p. 27; vgl. p, 42 f. d. Abhandlung. 

») c. 6 X 1, 5. c. 13, 19, 20 ibid. 1, 6. 

*) Olenschlager, Stg. U.-B. p. 4 ... et eapositnrus (seil, res) jus, si qnod 
sihi competit, vel dicat competere in praemiBsis, vel aliquo praemiBsomm . . . 

') Albrechts excusatio (1302 März 27.) bei Kopp: üesch. d, eidgenSss. 
Bflnde 3, 2, p. 409 f. (nr, 6). 

") Olenschlager p. 6 oben. 
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will, wenn er gerechte Ursache dazu hat, und diese liegt vor ^). 
Von Rechtswegen könnte er den Deutschen und ihrem Könige 
jetzt das Anrecht auf das Imperium nehmen, wenn er die 
Mängel nicht ergänzte, sondern, wie es Eecht ist, ihretwegen 
die Wahl kassierte. Er will nicht den Rechts-, sondern den 
Gnadenweg einsehlagen. — Hiemit kommen wir zu den Fällen 
ausserordentlicher Verleihnng; sie erfolgt ex jure devolutionis, 
kraft der Gewalt einer höheren Behörde, zu ergänzen, was auf 
unteren Stufen verfehlt ist^). Wir sahen, wenn die Frist 
nicht innegehalten wird, erfolgt Provision desKaisers. Kassations- 
befugnis (infirmatio, reprobatio) auf öimnd von Fehlern in der 
Wahl oder der Person behielt sich Bonifaz vor. Sie involviert 
gleichfalls, wie er selbst sagt, Verlast des Wahlrechts. Wird 
ein Kandidat, wie Ludwig IV., wegen seiner Mängel und seines 
Ungehorsams des Anrechts aus der Wahl auf die Bestätigung 
beraubt, so folgt Ernennung. Clemens IV. (1268) hielt es ftlr 
nötig, ausdrücklich zu erklären, eine Kassation beider Wahlen 
von 1257 involviere keinen Verlust des Wahlrechts. 

Wie sich schon hieraus ergiebt, wie es auch bereits oben 
bemerkt wurde, Bonifaz und seine Nachfolger haben den 
knrialen Einduss auf die Eönigswahl einheitlich, konsequent 
ausgestaltet. Sie knüpfen an Innocenz IIL vorsichtige Versuche 
an. Zwischen diesem und jenen liegt die dargestellte Periode 
päpstlichen Einflasses von 1239 bis 1273. Hier herrscht ein 
anderes Prinzip, das der Wahlbevormundung und Wahl- 
prohibition, wesentlich das gleiche wie bei den Bischofswahien') 



') OI.p. 8: . . . sicnt tranglatam est Imperium ab aliis in ipaos (seil. 
GertUiUicis], sie Christi vlcarias saccessor Petri habet potestatem transferendi 
Imperium a Germanis in slios qnoscunque, si vellet . , . Unde si SQbvenirct 
justa et legitima causa, juBte po8set tc^nsferre, et justa faceret, si eoa 
privaret. Tameo haec fuit aemper patientia iatius Eocleaiae, quae magis 
voloit cum eis de benignitate agere quam de rigare, ut Don privaret eos, 
licet jnste privare potnisset. Et licet etiam multi essent defectns in electione 
istiuB (seil, regia) nos tarnen volumas snpplere omnem defectnm, et magis de 
benignitate quam de rigore supplemua de plenitadine potestatis. Unde 
electionem . . . approbamua et ratiflcamns. 

») Friedberg K. B. p. 332 ff. 

*) Aldingec, Die Neabeaetzung der dentscben Bistümer unter P. 
Innocenz IV. [1243—54), Leipzig 1900. 
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der Zeit; hier ist Innoceiiz IV. bahnbrechend gewesen. Es 
bleibt sehr beachtenswert, wie der kuriale Kampf gegen die 
Staufer, der das ganze Reich, f^t jeden Bischofssitz in zwei 
Parteien spaltete, jeder detttschen Wahl, auch der des Königs 
gegenüber ein in den Grundzügen gleiches Verfahren aufkommen 
liess. Sie sollten sämtlich der kurialen Aufsicht systematisch 

eingegliedert werden. Es gelang, wie bei der Königs ich 

zeigte es oben — so auch bei der Bischofswahl. Ich greife 
eine Instruktion Innocenz IV. für seinen Legaten heraus; sie 
verallgemeinert nur bisher im einzelnen erteilte Aufträge *). 
Im Falle der Vakanz soll jede Neuwahl mit Rat und Zu- 
stimmung des Papstes (oder seines Legaten) vor sich gehen. 
Bei Weigerung der Kapitel oder Konvents tritt Nichtigkeits- 
erklärung ihrer Wahl und Praefectio d. h. Ernennung ein. 

Wie häufig dies Prinzip zur Anwendung kam, lehrt das 
Aldingersche Buch. Bei der Königswahl, seit Heinrich Raspe, 
verfuhr man ähnlich, wir nannten Quellen -Zeugnisse, dass die 
Kurfürsten ihre Wahl nach Befehl und Wunsch des Papstes 
vollzogen hätten. Er schlägt vor; der Legat leitet diese wie 
andere Wahlen. Eine Wahl (etwa Konradins) gegen den Willen 
der Kurie wurde im Voraus für nichtig erklärt. Einsetzungen 
fanden nicht statt, sie wurden angedroht, oder die Absicht 
dazu offiziell dementiert. 

Es ist eine Conditio sine qua non, dass ein Amt und ein 
Eeich, das auf diese Weise vergeben wird, prinzipiell — in- 
wiefern zeigte ich oben — vom Papste abhängig gesetzt wird ^). 
Damit bestimmt sich der Charakter des Kaisertums; ebenso 
blieb die Fassung der höchsten Gewalt in Deutschland nicht 
unberührt von der reichsgesetzlich und theoretisch, aus dem 
römischen wie dem deutschen Eechte begründeten Wablfreiheit 
des Kurlllrstenkollegs. 



■) ErlasB Yom 9. Sept. 1246 (Epistolae 2, 180 f.; Böhmer-Ficker 7690), 
vgl. AWinger p. 59 f. 

■) c. 16 in ¥1° I, 6 sagt: eine Konfirmation oder Infirraation der Wahlen 
zu Kathedral- und Begularkirclien findet wegen deren unmittelbaren 
Unteiwerfung (immediata subiectio] unter den apost. Stubl statt. Der 
Schiusa auf das Kaisertum liegt nahe. 



äcbvGoogle 



Thesen. 



I. 

Das Verfahren der Päpste gegenüber den Bischofs- wie 
den Königswahlen ist im wesentlichen das gleiche, dieses bietet 
wie jenes neben politischem auch hervorragendes canonistisches 
Interesse. 

n. 

Die Forschung über den deutschen Reichstag des Spät- 
mittelalters ist vornehmlich als ständegeschichtliche Unter- 
suchung zu fassen. 

III. 

Die zweite Schenkungsurkunde Günthers an Hersfeld ist 
wie die erste dem Eremiten Günther zuzuweisen. 
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Lebenslauf. 



Ich, Mario Ferdinand Krammer, evangelischer Eonfessiou, 
bin geboren am 11. Juli 1880 zu Berlin als Sohn des Kaufmanns 
Giovanni Krammer und seiner Gattin Maria, geb. Harms. Seit 
Ostern 1887 besuchte ich das Luisenstädtische Gymnasium 
meiner Vaterstadt, das ich Ostern 1899 mit dem Zeugnis der 
Eeife verUess. Auf der ünivereität Berlin wandte ich mich zu- 
nächst der neueren Philologie, später, hier und in Marburg a.L,, 
der Geschichte und Eechtswissenschaft zu. Daneben beschäf- 
tigten mich germanistische und philosophische Studien. Ich 
bestand in Berlin am 31. Juli 1903 die FromotionsprUfung, 
und trat ebenda am 1. Oktober bei der Abteilung Leges der 
Monumenta Germaniae historica als Mitarbeiter ein. 

Ich hörte die Vorlesungen folgender Herren Dozenten : 
von Below, Brandi, Breysig, Dessoir, Friedländer, Glerke, 
Hirschfeld, Lenz, von Martitz, Paulsen, Roediger, von der Ropp, 
Scheffer - Boichorst (f), E, Schmidt, Schmoller, E. Schröder, 
Schultz-Gora, Sternfeld, Tangl, Weinhold (f), von Wilamowitz- 
Moellendorff, von Winterfeld, Zeumer. Bei den Herren: von 
Below, Brandi, Breysig, Lenz, Paulsen, von der Ropp, Scheffer- 
Boiehorst (t), Schröder, Sternfeld, Tangl, von Winterfeld, Zeumer 
nahm ich an Seminarübungen Teil. 

Ihnen allen, besonders meinen verehrten Lehrern, den 
Herren Professoren Tangl und Zeumer, die diese Arbeit wie 
alle meine Studien stets anfs liebenswürdigste gefördert haben, 
sage ich meinen besten Dank. 
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